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Düsseldorf – Haus des Landtags 

13:30 Uhr bis 14:56 Uhr 

 

Vorsitz:  Rainer Schmeltzer (SPD) 

Protokoll: Dr. Alexander Happ 

 

 

Verhandlungspunkte und Ergebnisse: 

 Vor Eintritt in die Tagesordnung 7 

a) Zur Tagesordnung 7 

Der Ausschuss beschließt mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen die 
Stimme der FDP-Fraktion, die Tagesordnungspunkte 10 und 
11 zusammenzufassen und als neuen Tagesordnungspunkt 10 
ausschließlich in einem vertraulichen Sitzungsteil zu beraten. 

b) Anmerkungen der Präsidentin des Landesrechnungshofs zum 
Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 8 

  

 
1 TOP 10 und TOP 11 wurden ursprünglich als vertrauliches Ausschussprotokoll vAPr 18/95 verteilt, jedoch nach Beschluss 

des Ausschusses vom 17.03.2026 auf Aufhebung der Vertraulichkeit in dieses öffentliche Ausschussprotokoll integriert. 
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1 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 10: Gesundheitsmanagement in den Ministerien (Beschlussvor-
schlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe 
Anlage 1]) 10 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4634 

– keine Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 

2 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 20: Denkmalschutz: nicht nachhaltig in der Haushaltsführung, 
nicht zeitnah, nicht bedarfsgerecht und nicht landesweit einheitlich 
(Beschlussvorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP [siehe Anlage 2]) 11 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4635 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4706 

– Wortbeiträge 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP 
und AfD gegen die Stimmen der SPD-Fraktion zu. 
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3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 25: Verbesserung der Energieeffizienz in Bestandgebäuden – 
sind die Gebäude des Landes bis 2030 fit für die Klimaziele? 12 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4637 

– Wortbeiträge 

4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 26: Modulares Bauen: Verschläft der Bau- und Liegenschafts-
betrieb Nordrhein-Westfalen eine wichtige Innovation? 15 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4638 

– mündlicher Bericht durch Direktor beim Landesrechnungshof 
Andreas Zelljahn 

– Wortbeiträge 

5 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 21: Investitionsmaßnahmen im Öffentlichen Personennahverkehr: 
Endstation Ausgabereste 17 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4774 

– mündlicher Bericht von LMR Burkhardt Dingliner (LRH) 

– Wortbeiträge 
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6 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 22: Fuhrparkmanagement des Landesbetriebes Straßenbau Nord-
rhein-Westfalen – Planung, Steuerung und Überwachung des Fahrzeug- 
und Großgeräteeinsatzes muss verbessert werden 23 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4775 

– mündlicher Bericht von LMR Burkhardt Dingliner (LRH) 

– Wortbeiträge 

7 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 29: Besteuerung von Corona-Hilfen nicht sichergestellt 26 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4776 

– mündlicher Bericht von LMR Christof Taube (LRH) 

– Wortbeiträge 

8 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 30: Hohe Fehlerquote bei Beiträgen zu Versorgungswerken – 
selbst bei Steuerprofis 29 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4757 

– mündlicher Bericht von LMR Christof Taube (LRH) 

– Wortbeiträge 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 5 - APr 18/1139 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 27.01.2026 
32. Sitzung (öffentlich) ha 
 
 
9 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 

dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 31: Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle erfüllt seine 
Mitteilungspflichten gegenüber Finanzbehörden nicht 35 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4758 

– mündlicher Bericht von LMR Christof Taube (LRH) 

10 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus 
dem Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024   
Beitrag 24: Mietzahlungen der Ressorts: Ohne Varianten keine Wirt-
schaftlichkeit! 37 

Vorlage 18/4088 

Bericht 
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4636 

Bericht 
der Landesregierung 
Vertrauliche Vorlage 18/176 

– mündlicher Bericht von Direktor beim Landesrechnungshof 
Andreas Zelljahn 

– Wortbeiträge 

11 Verschiedenes 48 

hier: Zur Ausschussreise vom 13. bis 17. April 2026 

* * * 
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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

a) Zur Tagesordnung 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer erinnert daran, dass die heutige Sitzung aufgrund 
einer Gedenkveranstaltung spätestens um 15:30 Uhr enden müsse. 

Er stelle den Wunsch der Fraktionen von CDU und Bündnis 90/Die Grünen, den er 
unterstütze, zur Diskussion, die Tagesordnungspunkte 10 und 11 – beide beträfen 
Beitrag 24 mit dem Titel „Mietzahlungen der Ressorts: Ohne Varianten keine Wirt-
schaftlichkeit!“ – in einem neuen Tagesordnungspunkt 10 zusammenzufassen und die-
sen heute ausschließlich in einem vertraulichen Sitzungsteil aufzurufen, da eine ver-
trauliche Vorlage vorliege. 

Während er das vorgeschlagene Verfahren für die heutige Sitzung akzeptiere, bitte die 
SPD-Fraktion um eine zumindest teilweise öffentliche Diskussion zu diesem Thema 
bei seinem erneuten Aufruf im Ausschuss, so Frank Börner (SPD). 

Dirk Wedel (FDP) zeigt sich mit dem Vorschlag nicht einverstanden. Zu dem in Rede 
stehenden Thema habe der Ausschuss bereits in seiner Sitzung vom 16. Dezem-
ber 2025 öffentlich diskutiert und dabei viele Aspekte herausgearbeitet. Zwar müssten 
Einzelheiten aus vertraulichen Vorlagen in einem vertraulichen Sitzungsteil diskutiert 
werden, jedoch handle es sich bei dem Bericht des Landesrechnungshofs, dem ein-
schlägigen Kabinettbeschluss vom 5. Dezember 2000 oder dem Liegenschaftserlass 
des Innenministeriums um öffentlich zugängliche Dokumente. Hierauf bezogene Fra-
gen sollten dementsprechend auch öffentlich thematisiert werden. 

Simon Rock (GRÜNE) hebt hervor, dass seine Fraktion sich nicht grundsätzlich ge-
gen eine Diskussion im öffentlichen Sitzungsteil stelle. Hierzu verweise er auf die öf-
fentliche Diskussion in der Sitzung vom 16. Dezember 2025. Gleichwohl habe den 
Ausschuss zu dem in Rede stehenden Thema inzwischen eine vertrauliche Vorlage 
erreicht, die aller Voraussicht nach Gegenstand der Debatte werde. Aufgrund der 
schwierigen Unterscheidung zwischen noch öffentlich zu behandelnden Aspekten und 
solchen, die ausschließlich im Rahmen eines vertraulichen Sitzungsteils angespro-
chen werden dürften, halte er es daher für sachgerecht und sitzungsökonomisch ver-
tretbar, dieses Thema heute ausnahmsweise ausschließlich vertraulich aufzurufen. 
Eine spätere Beschlussfassung in einer weiteren Sitzung des Ausschusses für Haus-
haltskontrolle solle öffentlich erfolgen. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer weist darauf hin, dass Beitrag 24 in einer späteren 
Sitzung des Ausschusses für Haushaltskontrolle erneut aufgerufen werde.  

Aufgrund seiner langjährigen parlamentarischen Erfahrung vermute er, dass es bei 
einer etwaigen Diskussion sowohl in einem öffentlichen als auch in einem vertraulichen 
Sitzungsteil zu Abgrenzungsproblemen hinsichtlich der Zulässigkeit bestimmter Aspekte 
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im jeweiligen Teil kommen dürfte: Während manches öffentlich Diskutierte stattdessen 
vertraulich behandelt werden müsste, ließe sich anderes, im vertraulichen Teil Ange-
sprochenes womöglich auch öffentlich thematisieren. Daher plädiere er für eine Be-
fassung des Ausschusses heute ausschließlich in einem vertraulichen Sitzungsteil. 

Der Ausschuss beschließt mit den Stimmen der Fraktionen von 
CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und AfD gegen die 
Stimme der FDP-Fraktion, die Tagesordnungspunkte 10 und 
11 zusammenzufassen und als neuen Tagesordnungspunkt 10 
ausschließlich in einem vertraulichen Sitzungsteil zu beraten. 

b) Anmerkungen der Präsidentin des Landesrechnungshofs zum Jahres-
bericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer teilt mit, dass der Jahresbericht 2025 des Landes-
rechnungshofs Nordrhein-Westfalen über das Ergebnis der Prüfungen im Geschäfts-
jahr 2024 den Mitgliedern des Ausschusses zugeleitet worden sei. 

Präsidentin des Landesrechnungshofs Prof.’in Dr. Brigitte Mandt berichtet: 

Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! Wie ge-
rade vom Herrn Vorsitzenden betont, liegt Ihnen der Ergebnisbericht 2025 vor. Wir 
haben ihn zeitgleich zur Sitzung veröffentlicht.  

Im Ergebnisbericht nehmen wir den aktuellen Stand von 24 Prüfungen aus dem 
Bereich der Landesregierung in den Blick, über die wir im besonderen Teil unseres 
Jahresberichts 2023 informiert haben. Wir gehen dabei der Frage nach, inwieweit 
die geprüften Stellen unsere Empfehlungen für ein wirtschaftliches sowie effektives 
und vor allem rechtmäßiges Verwaltungshandeln umgesetzt haben. Außerdem ge-
hen wir auf die bisherige Behandlung unserer Prüfungsergebnisse im parlamenta-
rischen Raum und insbesondere hier, in unserem Ausschuss, ein.  

Unser Ergebnisbericht macht deutlich, dass wir nicht zuletzt aufgrund Ihrer verstär-
kenden Stimme in vielen Fällen Gehör bei den geprüften Stellen gefunden haben. 
Die Umsetzung unserer Empfehlungen führte teils zu erheblichen nachträglichen 
Einnahmen für das Land. Hierzu hat beispielsweise unsere Prüfung zur Herrichtung 
von Flüchtlingsunterkünften auf Bundesimmobilien einen wichtigen Beitrag geleis-
tet. Aufgrund unserer Hinweise und Empfehlungen haben die Bezirksregierungen 
Erstattung des Bundes für die Herrichtung von Flüchtlingsunterkünften konsequen-
ter beantragt und vereinnahmt. Inzwischen sind alle Anträge auf Kostenerstattung 
gestellt. Das zuständige Ministerium unterrichtete den Landesrechnungshof zuletzt 
am vergangenen Freitag über den aktuellen Stand. Demnach wurden dem Land 
insgesamt 40,9 Millionen Euro erstattet. Infolge unserer Prüfung sind damit Erstat-
tungen in Höhe von 37,6 Millionen Euro hinzugekommen.  

Zu Erstattungsanträgen im Umfang von 69,2 Millionen Euro stehen Entscheidungen 
noch aus. Leider konnten wir diese kurzfristig eingegangene Sachstandsaktualisierung 
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nicht mehr in unserem Ergebnisbericht berücksichtigen. Ich wollte es aber nicht uner-
wähnt lassen, weil es zeigt, dass unsere Empfehlungen Wirkung erzielen.  

Unsere Prüfungen haben jedoch nicht nur nachträgliche Einnahmen ermöglicht, 
sondern tragen auch zur Vermeidung von Ausgaben in der Zukunft bei. Auch hierfür 
gebe ich ein kurzes Beispiel. Wir haben die Personalausgaben bei sechs Landes-
betrieben geprüft. Dabei haben wir festgestellt, dass die Tätigkeitsdarstellungen in 
den geprüften Personalakten vielfach unvollständig oder fehlerhaft waren. Dement-
sprechend konnte nicht ausgeschlossen werden, dass die Landesbetriebe Leistun-
gen zu Unrecht gewährt haben. Inzwischen haben die Landesbetriebe die zukünf-
tige Einhaltung des Tarifrechts zugesichert.  

Meine Damen und Herren Abgeordneten, ich bedanke mich an dieser Stelle aus-
drücklich für Ihre Unterstützung im Ausschuss. Ich bin zuversichtlich, dass auch un-
sere weiteren Empfehlungen und Prüfungsfeststellungen Ihre Unterstützung be-
kommen. Vielen Dank dafür im Namen all unserer Mitglieder. – Danke schön. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer merkt an, dass der Jahresbericht 2025 des Landes-
rechnungshofs voraussichtlich im Märzplenum an den Ausschuss für Haushaltskon-
trolle überwiesen und aller Voraussicht nach in dessen Sitzung am 5. Mai 2026 als 
Tagesordnungspunkt aufgerufen werde. 
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1 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 10: Gesundheitsmanagement in den Ministerien (Beschlussvorschlag 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe Anlage 1]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4634  

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
aller Fraktionen zu. 
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2 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
 Beitrag 20: Denkmalschutz: nicht nachhaltig in der Haushaltsführung, nicht 
zeitnah, nicht bedarfsgerecht und nicht landesweit einheitlich (Beschluss-
vorschlag der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und FDP [siehe 
Anlage 2]) 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4635 

Bericht  
der Landesregierung 
Vorlage 18/4706  

Die Landesregierung verweise in Vorlage 18/4706 auf § 35 Abs. 3 Denkmalschutzge-
setz, leitet Dirk Wedel (FDP) ein. Aus Davydov/Hönes/Ringbeck/Stellhorn/Ringbeck 
§ 35 DschG Rn. 13,14 gehe eindeutig hervor, dass das Denkmalförderprogramm Ein-
zelmaßnahmen umfasse und durch das Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau 
und Digitalisierung aufgestellt werde. 

Vor diesem Hintergrund wünsche er seitens des Landesrechnungshofs zu erfahren, 
ob dieser seine Kritik aufrechterhalte, dass Einzelmaßnahmen letztlich durch das Mi-
nisterium beschlossen würden, oder ob der Hof durch seinen Bericht nahelegen wolle, 
§ 35 Abs. 3 Satz 3 entsprechend zu ändern. 

Die Anregungen des Landesrechnungshof zielten darauf ab, die Bezirksregierung in 
der Umsetzung von Entscheidungen bzw. in der alltäglichen Arbeit stärker zu berück-
sichtigen, antwortet Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn. Zwar 
müsse die letzte Entscheidung dem Ministerium vorbehalten sein, im vorliegenden Fall 
habe sich jedoch eine zu starke und unübliche Steuerung gegenüber der ausführen-
den Ebene gezeigt. Eine stärkere Einbeziehung der Bezirksregierung könnte auch zu 
einer schnelleren Abwicklung führen 

Der Landesrechnungshof rege mit seinem Bericht keine Gesetzesänderung an. 

Der Ausschuss stimmt dem Beschlussvorschlag mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, FDP 
und AfD gegen die Stimmen der SPD-Fraktion zu. 
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3 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 25: Verbesserung der Energieeffizienz in Bestandgebäuden – sind 
die Gebäude des Landes bis 2030 fit für die Klimaziele? 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4637  

Sich an die Vertreter des Ministeriums der Finanzen richtend fragt Simon Rock (GRÜNE) 
erstens, ob der vorgesehene Zeitplan einer objektscharfen Erfassung des gebäudebe-
stands bis Ende 2026 aktuell noch realistisch erscheine. 

Zweitens wünsche er den Zeitpunkt zu erfahren, ab dem eine flächendeckende, fern-
auslesbare Zählertechnik zur Verfügung stehen werde. 

Drittens interessiere ihn, wann mit einer Festlegung der Qualitätsanforderungen für 
CO2-Zertifikate zur Kompensation von Treibhausgasemissionen gerechnet werden 
könne. 

MDgt Dr. Lukas Mangelsdorff (FM) bejaht die erste Frage seines Vorredners.  

Die drittens erfragten Details zu CO2-Zertifikaten beträfen die federführend durch das 
Ministerium für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie koordinierte Umsetzung 
des Ziels der klimaneutralen Landesverwaltung. Der seitens des MWIKE vorbereitete 
Entwurf für eine Umsetzungsstrategie befinde sich derzeit in der Ressortabstimmung. 

RB’r Benjamin Klos (FM) antwortet auf die zweite Frage, dass die Zählertechnik zwei 
Bestandteile aufweise, nämlich zum einen die Softwareanforderungen und zum ande-
ren die Errichtung einer Monitoring-Dateninfrastruktur, um Zählerdaten der einzelnen 
Liegenschaften in ein Energiemanagement überführen zu können. Beides werde durch 
den BLB derzeit bearbeitet bzw. fokussiert. 

Für die Errichtung einer Monitoring-Dateninfrastruktur habe der BLB entsprechende 
Übertragungsboxen entwickelt und bereits 430 Stück installiert. Bis zum Oktober 2027 
solle die Installation weiterer 280 Boxen erfolgen, wodurch sich laut BLB dann eine 
Abdeckung so gut wie aller BLB-Liegenschaften ergeben werde. 

Nachdem der BLB mit Blick auf die Nachrüstung von Zählern im Jahr 2025 an ausge-
wählten Liegenschaften erfolgreich ein Pilotprojekt als Praxistest durchgeführt habe, 
solle im laufenden Jahr die europaweite Ausschreibung samt nachfolgender Beauftra-
gung erfolgen, sodass die Umsetzung im Jahr 2027 stattfinden könne. 

Dirk Wedel (FDP) bittet um Mitteilung, ob es korrekt sei, dass ab dem Jahr 2030 auf-
grund des Kaufs von CO2-Zertifikaten ein bis dato nicht zu beziffernder finanzieller 
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Aufwand auf das Land zukomme, oder ob sich die Größenordnung schon näherungs-
weise angeben lasse. 

Der Landesrechnungshof stelle im Jahresbericht 2025 auf Seite 284 im Zusammen-
hang mit Verpflichtungsermächtigungen für Mietausgabenbudgetierung darauf ab, 
dass keine konkrete Zuordnung der Mittel zu den im Feststellungserlass des Ministe-
riums der Finanzen aufgeführten Maßnahmen „Sanierungsstau bei Landesgebäuden 
abbauen“, „Landesgebäude modernisieren“, „verbesserte Gebäudestandards umset-
zen“ und „das Ziel der KNLV unterstützen“ erfolge.  

Er bitte um eine Einschätzung, ob nicht bereits die Mittel für den Aspekt „Sanierungs-
stau“ das insgesamt bereitgestellte Volumen der angesprochenen Verpflichtungser-
mächtigungen in Höhe von 4,5 Milliarden Euro überstiegen.  

Weiterhin möge das Ministerium der Finanzen die Höhe des derzeit bekannten Sanie-
rungsbedarfs von Gebäuden des Landes sowie die Höhe des derzeit bekannten finan-
ziellen Bedarfs für die Umsetzung der klimaneutralen Landesverwaltung erläutern. 

MDgt Dr. Lukas Mangelsdorff (FM) entgegnet, dass der finanzielle Aufwand resultie-
rend aus dem Kauf von CO2-Zertifikaten ab dem Jahr 2030 tatsächlich derzeit nicht 
beziffert werden könne. 

Die Diskussion um die angemeldeten Bedarfe der jeweiligen Häuser – neben dem Mi-
nisterium der Finanzen gehe es um die Ministerien des Innern, der Justiz, für Kultur 
und Wissenschaft sowie „Weitere Einzelpläne“ – und darum, für den Neubau den Ge-
bäudestandard EG 40 sowie für Sanierungsmaßnahmen den Gebäudestandard 
EG 55 zu definieren, habe im Ergebnis dazu geführt, seitens des FM im Haushalt 2022 
Verpflichtungsermächtigungen mit einem Volumen von 4,5 Milliarden Euro zur Verfü-
gung zu stellen. Deren Abruf solle in den Jahren 2022 bis 2026 erfolgen. Hierdurch 
hätten die ursprünglichen Anmeldungen der Häuser überschritten und gleichzeitig ver-
bindliche Standards bei immobilienwirtschaftlichen Maßnahmen vorgeschrieben wer-
den können. 

Weder das Ausmaß des Sanierungsbedarfs noch der Umfang des Finanzierungsbe-
darfs könnten genau beziffert werden. 

Sich auf die letzte Antwort beziehend betont Dirk Wedel (FDP), dass sich der BLB 
unter anderem im Rahmen von Portfoliokonferenzen mit diesen Fragen auseinander-
setze. Des Weiteren bestehe mit AiBATROS inzwischen ein eigens geschaffenes Tool, 
mit dem sich Fragen nach der Höhe von Sanierungs- und Finanzierungsbedarf beant-
worten lassen müssten. Nichtsdestotrotz erhalte er auf entsprechende Nachfragen seit 
zweieinhalb Jahren stets die Antwort, dass sich die Bedarfe nicht beziffern ließen, da 
Daten fehlten. 

Er bitte das Ministerium der Finanzen darum, im Nachgang zu dieser Sitzung aussa-
gekräftig Stellung zur bekannten Höhe des Sanierungsbedarfs der Gebäude des Lan-
des und der bekannten Höhe des Finanzierungsbedarfs für die Umsetzung der klima-
neutralen Landesverwaltung zu nehmen. Darüber hinaus möge das FM eine Einschät-
zung zu bislang nicht bezifferbaren Aspekte abgeben. 
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Den Wunsch von Dirk Wedel (FDP) aufgreifend und unterstützend bittet Vorsitzender 
Rainer Schmeltzer das Ministerium der Finanzen um eine entsprechende schriftliche 
Antwort auf die gestellten Fragen noch vor der nächsten regulären Sitzung des Ausschus-
ses für Haushaltskontrolle am 17. März 2026. – MDgt Dr. Lukas Mangelsdorff (FM) 
sagt dies zu. 

Die abschließende Beratung auf Grundlage eines Beschlussvorschlags zu diesem Bei-
trag solle am 17. März 2026 erfolgen, informiert Vorsitzender Rainer Schmeltzer. 
Der entsprechende Beschlussvorschlag werde bis zum 12. März 2026 erbeten. 
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4 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 26: Modulares Bauen: Verschläft der Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
Nordrhein-Westfalen eine wichtige Innovation? 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4638  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn berichtet: 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Nur so viel: Das alles ist auf einem guten 
Weg.  

Wir haben angeregt, das modulare Bauen nach vorne zu bringen. Der BLB hatte 
das auch schon auf dem Schirm, aber es wurde nicht richtig umgesetzt. Auch das 
Zusammenspiel zwischen der Zentrale des BLB und den Niederlassungen hat noch 
nicht so gut geklappt. Wir haben das angeregt und insbesondere darauf hingewie-
sen, dass in Modulbauweise wesentlich kürzer und auch ein bisschen günstiger ge-
baut werden kann. Letzteres ist aber nicht der entscheidende Faktor. Der entschei-
dende Faktor ist die Zeit. Das wurde so angenommen; der BLB widmet sich dem 
jetzt verstärkt.  

Sie haben es vielleicht hier und da gelesen: Im Bereich „Bundeswehrprojekte“, die 
teilweise auch hier im Land durch den BLB verwirklicht werden, wird die Modulbau-
weise favorisiert, weil einfach nicht die Zeit besteht, die Kasernen so aufzurüsten, 
wie man sich das wünscht. 

Simon Rock (GRÜNE) fragt die Vertreter des Ministeriums der Finanzen vor dem Hin-
tergrund des FM-Eckpunktepapiers zur Neuausrichtung des BLB NRW vom 18. No-
vember 2014 nach Sachstand und Zeitplan im Hinblick auf die Erstellung des Konzepts 
zur Anwendung der Modulbauweise im Landesbau.  

Außerdem wünsche er zu erfahren, wann mit der Erstellung einheitlicher Baustandards 
zu rechnen sei, damit die Grundlage für eine Modulbauoffensive des Landes, die aus-
weislich der Sachstandsdarstellung des Landesrechnungshofs allgemein befürwortet 
werde, gelegt werden könne.  

RB’r Oliver Kempf (FM) antwortet, das noch kein Konzept vorliege, hieran jedoch 
ebenso mit Hochdruck gearbeitet werde wie an den aufgrund der Prüfung des Landes-
rechnungshofs eingeleiteten flankierenden Maßnahmen.  

Zu der weiteren Zeitplanung könne er nichts sagen. 
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Der Landesrechnungshof beanstande das Vorgehen, Entscheidungen zur Modulbauweise 
ausschließlich über formale Checklisten zu dokumentieren, so Bernd Krückel (CDU). Er 
bitte um eine Erläuterung der als angemessen betrachteten Dokumentationsart, um 
den Ansprüchen des LRH gerecht zu werden bzw. die von ihm angemahnten Anfor-
derungen zu erfüllen. 

Des Weiteren interessiere ihn eine Einschätzung, ob Dokumentation und Aufarbeitung 
unverhältnismäßig seien.  

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn erläutert, dass der Landes-
rechnungshof in seinem Bericht insbesondere gefordert habe, sich überhaupt der Va-
riante „Modulbauweise“ zuzuwenden und diese nicht von Anfang an kategorisch aus-
zuschließen, wie es seitens des BLB bislang geschehen sei. In der Hoffnung auf eine 
entsprechende Sensibilisierung des BLB erfolge zukünftig womöglich auch eine ver-
stärkte Nutzung der Modulbauweise. 

Die abschließende Beratung solle auf Grundlage eines bis zum 12. März 2026 erbe-
tenen Beschlussvorschlags am 17. März 2026 stattfinden, teilt Vorsitzender Rainer 
Schmeltzer mit. 
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5 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 21: Investitionsmaßnahmen im Öffentlichen Personennahverkehr: 
Endstation Ausgabereste 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4774  

LMR Burkhardt Dinglinger (LRH): Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete! 
Die Berichte sind von Ihnen gelesen worden, genauso wie die aktuelle Sachstands-
darstellung. Ich möchte nur noch einmal auf drei Punkte hinweisen.  

Wir haben uns im Hinblick auf die Investitionsmittel, die für Investitionen in den Bereich 
des ÖPNV dringend erforderlich sind, dieser Thematik gewidmet, weil wir glauben, 
dass da ein entsprechender Fortgang stattfinden muss. Wir haben uns also mit den 
Inanspruchnahmen der Haushaltsmittel beschäftigt, also damit, in welchem Umfang 
diese auch verausgabt worden sind. Wir haben uns schwerpunktmäßig auch mit der 
Zielformulierung und mit der Durchführung von Erfolgskontrollen beschäftigt, die aus 
unserer Sicht notwendige Bestandteile solcher großen Investitionsmaßnahmen sind. 
Außerdem haben wir den Prozess der Förderabwicklung insgesamt, also die Wirt-
schaftlichkeit, untersucht. Bezogen auf alle drei Punkte haben wir Feststellungen ge-
troffen, die vom Ministerium anerkannt und wozu bereits entsprechende Maßnahmen 
eingeleitet worden sind. Man bewegt sich aus unserer Sicht auf einem guten Weg.  

Wir haben diesen Prozess nicht im Einzelnen und werden ihn auch im Rahmen dieser 
Prüfung jetzt nicht im Einzelnen weiterverfolgen, sondern wir werden uns dieses The-
mas erneut widmen und hoffen, dass das Ministerium die entsprechenden Maßnah-
men dann auch umgesetzt hat.  

Dirk Wedel (FDP): Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich habe eine 
Frage an das MUNV. Mich interessiert, wie die Priorisierung von Fördervorhaben, von 
der auf Seite 2 der Vorlage 18/4774 die Rede ist, praktisch funktioniert. Wird dem-
nächst, bevor sie haushaltsmäßig etatisiert werden, abgeklopft, ob sie in dem Haus-
haltsjahr auch abgebildet werden können? Wie muss ich mir das praktisch vorstellen?  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: An den Hof oder an das Ministerium? 

Dirk Wedel (FDP): Ich habe das ausdrücklich an das Ministerium gerichtet. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Das habe ich ausdrücklich nicht gehört. 

(Heiterkeit) 
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RB’r Philipp Lenke (Referatsleiter MUNV): Ich arbeite im Referat VII C 2 „Förderung 
von ÖPNV-Investitionen ohne SPNV sowie technische Angelegenheiten der Stadt- 
und Straßenbahnen“. 

Bei der Priorisierung geht es zunächst einmal nur um die geplanten Vorhaben, also 
nicht um die bereits bewilligten Vorhaben. Der Hintergrund ist, dass ein sehr begrenz-
tes Finanzbudget zur Verfügung steht. Andererseits können wir schon absehen, dass 
bereits eingeplante Mittelbedarfe nicht vollumfänglich genutzt werden, sodass wir noch 
einen gewissen Spielraum haben mit Blick auf Mittel, die noch zur Verfügung stehen 
könnten, ohne genau absehen zu können, in welcher Höhe.  

Das heißt: Wir priorisieren so, dass die zwangsläufigen Projekte, die wir auf jeden Fall 
umsetzen müssen, in die Kategorie A fallen. Aus den anderen Bedarfen wissen wir 
erfahrungsgemäß schon, dass viele der angemeldeten, angekündigten Vorhaben nicht 
zum Tragen kommen werden, sodass wir aus einer größeren Summe an Vorhaben 
diejenigen auswählen können, die tatsächlich dringlich sind und angemeldet werden.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Nachfrage?  

Dirk Wedel (FDP): Ja, ich habe eine Nachfrage. – Ich nehme an, dass Sie das früher 
auch schon gemacht haben. Was hat sich denn jetzt im Verhältnis geändert? Der Lan-
desrechnungshof hat ausdrücklich festgestellt, dass immer zu hohe Ausgabereste üb-
rig bleiben. Veranschlagen Sie jetzt niedriger, oder packen Sie mehr Maßnahmen da 
rein, in der Hoffnung, dass sich dann irgendeine realisiert? Wie soll dieses Verfahren 
der Priorisierung dazu beitragen, dass es weniger Haushaltsausgabereste gibt?  

RB’r Philipp Lenke (Referatsleiter MUNV): Ja, im Prinzip ist es tatsächlich so. Wie 
ich eben schon gesagt habe, werden erfahrungsgemäß nicht alle Maßnahmen von den 
Antragstellern zeitlich auch so umgesetzt, wie sie angekündigt wurden. Dementspre-
chend brauchen wir einen größeren Pool, aus dem wir auswählen können. Die Priori-
sierung bildet ab, inwieweit wir schon sagen können, dass diese geplanten oder vor-
gesehenen Maßnahmen auch tatsächlich umgesetzt werden oder wo eine größere 
Unsicherheit besteht. 

Anke Fuchs-Dreisbach (CDU): Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Erst einmal möchte ich mich für den Bericht bedanken: vielen Dank dafür!  

Meine Frage richtet sich an den Landesrechnungshof. Uns wäre es natürlich auch lie-
ber, wenn das Geld komplett für Infrastrukturmaßnahmen zur Stärkung des Schienen-
personennahverkehrs investiert bzw. verausgabt worden wäre. Es ist erfreulich zu hö-
ren, dass bereits Verbesserungsmaßnahmen eingeleitet worden sind. Sie heben in 
Ihrem Bericht hervor, dass belastbare Planungen zum Abbau der Ausgabereste fehl-
ten. Welche planerischen Instrumente halten Sie für besonders geeignet, bei mehrjäh-
rigen Förderprogramm sowohl Planungssicherheit als auch die notwendige Flexibilität 
zu gewährleisten?  
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LMR Burkhardt Dinglinger (LRH): Wir haben im Ministerium Excel-Tabellen vorge-
funden. Darin finden Sie bestimmte Maßnahmen, allerdings waren die tatsächlichen 
Ausgaben deutlich anders. Der Vertreter des Ministeriums hat es gerade auch schon 
ein bisschen gesagt.  

Man muss sicherlich sehr intensiv überprüfen, was für Anmeldungen da sind und in 
welchem Maße diese auch realistisch sind. Wenn es Projekte gibt, die nicht umgesetzt 
werden – die Mittel verfallen nicht; das sind Ausgabereste –, wenn die Mittel also nicht 
für diese Investitionsmaßnahmen eingesetzt werden, dann ist das aus unserer Sicht 
unbefriedigend. Deswegen ist zumindest dieser Ansatz wichtig, zu sagen, man möchte 
jetzt tatsächlich gucken, wie realitätsnah die angemeldeten Investitionen sind.  

Ein weiterer wichtiger Ansatz ist aus unserer Sicht eine Zielformulierung im Sinne von: 
Was wollen wir eigentlich? Welche Maßnahmen sind mit Blick auf die Ergebnisse we-
sentlich? Es geht auch um eine Erfolgskontrolle hinterher; diese hat im Ministerium 
aus unserer Sicht komplett gefehlt. Das ist für mich noch ein wesentlicher Schwer-
punkt. Es braucht eine Zielformulierung im Vorfeld von Förderprogrammen und eine 
nachfolgende Erfolgskontrolle. 

Simon Rock (GRÜNE): Herr Vorsitzender! Wenn ich den Bericht richtig gelesen habe, 
kritisiert der Landesrechnungshof das Instrument der Ausgabereste. Das habe ich so-
wohl der Überschrift als auch dem Bericht als solches entnommen. Falls dem nicht so 
ist, korrigieren Sie mich bitte gleich.  

Ich habe dem Beitrag 20 zum Thema „Denkmalschutz“, der im Jahresbericht zufälli-
gerweise direkt davorsteht – ich glaube, das war unter der Verantwortung von Herrn 
Zelljahn –,  

(Kopfnicken von Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn) 

Folgendes entnommen; ich zitiere von Seite 212 des Jahresberichts: 

„Nach Auffassung des LRH gibt es hingegen durchaus andere, geeignete 
haushaltsrechtliche Instrumente,  

– gemeint war: im Vergleich zu Selbstbewirtschaftungsmitteln – 

wie bspw. die Bildung von Ausgaberesten gemäß § 45 Abs. 2 LHO.“ 

Ich habe Beitrag 20 entnommen, dass Sie in Bezug auf das Thema „Denkmalschutz“ 
Ausgabereste durchaus favorisieren würden. Dem Beitrag 21 habe ich entnommen, 
dass Sie Ausgaberesten in diesem Fall sehr kritisch gegenüberstehen. Können Sie 
mein Missverständnis aufklären, wie ich zu dieser gegensätzlichen Auffassung komme? 

LMR Burkhardt Dinglinger (LRH): Ich würde sagen: Es kommt darauf an. Es gibt 
jetzt Ausgabereste im ÖPNV-Bereich in Höhe von rund 1 Milliarde Euro insgesamt, 
also über die ÖPNV-Maßnahmen, die seit Jahren – ich sage jetzt nicht: seit Jahrzehn-
ten – in dieser Höhe Bestand haben oder noch angewachsen sind. Diese Dimensionen 
sind sicherlich nicht in unserem Interesse.  
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Tatsächlich ist ein Erfolg im Bereich „ÖPNV“ zu sehen, weil das Ministerium die Aus-
gabereste in diesem Bereich bereits in den Jahren 2023 und 2024 reduziert hat. Aller-
dings hat man für das Jahr 2023 die Planung der Ausgaben deutlich reduziert. Insofern 
blieben dann nicht mehr so viele übrig. Das sind also die verschiedenen Elemente aus 
dem Bereich „ÖPNV“.  

Ich kann nur deutlich sagen: So, wie es sich darstellt, sind diese Ausgabereste … Ich 
nenne noch einen kleinen Aspekt zusätzlich. Diese Ausgabereste im Bereich „ÖPNV“ 
werden aus den Regionalisierungsmitteln finanziert, die der Bund dem Land Nord-
rhein-Westfalen zur Verfügung stellt. Man kann die Frage stellen, ab wann es der Bund 
kritisch sieht, dass er dem Land jeden Monat diese Beträge überweist und diese beim 
Land auf dem Konto als Ausgabereste liegenbleiben. Das ist lediglich eine Frage; ich 
habe dazu keine Bewertung.  

Frank Börner (SPD): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Wie hoch ist die 
Position der in Rede stehenden Ausgabereste zum Stichtag 1. Januar 2026?  

LMR Burkhardt Dinglinger (LRH): Das kann Ihnen, glaube ich, niemand beantwor-
ten. Ich sage das ganz vorsichtig. Ich kann es im Moment nicht beantworten, weil die 
Ausgabereste erst im Nachhinein festgestellt werden. Sie finden die immer erst zwei 
Jahre später als Werte in den entsprechenden Angaben des Finanzministeriums.  

(Frank Börner [SPD]: Vielleicht dann vom Ministerium!) 

– Vielleicht können es Leute vom Ministerium tatsächlich besser beantworten.  

RB’r Philipp Lenke (Referatsleiter MUNV): Ganz präzise können wir es jetzt auch 
noch nicht sagen, aber es handelt sich um eine Größenordnung zwischen 800 Millionen 
und 900 Millionen Euro. Das heißt – Sie haben es gerade schon richtig angedeutet –: In 
den letzten beiden Jahren wurden die Ausgabereste deutlich reduziert.  

Dirk Wedel (FDP): Das war natürlich eine Steilvorlage. Ich frage zum Verständnis nach: 
Ist es zutreffend, dass diese Ausgabereste im Endeffekt die Liquidität des Landes er-
höhen und damit letztlich mit Bundesgeld hier entsprechende Zinsen erwirtschaftet 
werden?  

LMR Burkhardt Dinglinger (LRH): Das vermag ich nicht zu beantworten. Ich würde 
die Frage vielleicht dem FM stellen, insbesondere was die Zinsen angeht.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Ich sehe den Vertreter des FM nur leicht schmun-
zeln, sich aber noch nicht zu einer Antwort bereit machend.  

MDgt Dr. Lukas Mangelsdorff (FM): Ich habe das Gefühl, dass alle auf mich gucken, …  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Das ist so. 
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(Heiterkeit vom Dirk Wedel [FDP]) 

MDgt Dr. Lukas Mangelsdorff (FM): … aber für diese Fragen bin ich im Finanzminis-
terium nicht zuständig.  

(Dirk Wedel [FDP]: Okay, ich nehme das mal mit! – MR Lothar Kroll [FM] 
meldet sich.) 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Da weiß jemand, was mit den Zinsen passiert. 

MR Lothar Kroll (FM): Ich arbeite im Referat I C 1 „Kassen- und Rechnungswesen, 
Haushaltscontrolling, Fachaufsicht LaFin (Landeshauptkasse NRW)“ und bin als stän-
diger Vertreter des FM im Ausschuss.  

Es ist tatsächlich so, dass die Ausgabereste in die Gesamtplanung des Landes einge-
hen. Wenn also Ausgabereste aus zweckgebundenen Einnahmen auftreten, dann re-
duzieren sie im Jahr der Vereinnahmung die Kreditaufnahme. In dem Jahr, in dem sie 
in Anspruch genommen werden, würden sie zulasten des Landes gehen und wären 
dann aus Einsparungen im laufenden Haushalt zu finanzieren. 

Dirk Wedel (FDP): Das ist die haushaltsrechtliche Betrachtung. Mich interessiert dann 
noch liquiditätsmäßige Betrachtung.  

MR Lothar Kroll (FM): Ich kann gerne ergänzen. Liquiditätsmäßig ist es so, dass das 
Geld nicht im Bestand des Landes liegt, sondern tatsächlich in den vergangenen Jah-
ren die Kreditaufnahme reduziert hat. Es liegt also nicht in der Liquidität des Landes, 
und daraus werden auch keine Zinsen erwirtschaftet.  

In der Gesamtsicht kann man natürlich sagen: In irgendeinem Jahr ist die Kreditauf-
nahme des Landes entsprechend reduziert worden, und deshalb hat man dann in der 
Gesamtbetrachtung weniger Zinsen für Kredite zu bezahlen. Aber isoliert betrachtet 
liegt das Geld nicht beim Land, wird nicht täglich angelegt, und man zieht daraus kei-
nen Zinsgewinn. 

Dirk Wedel (FDP): Ja, isoliert betrachtet in der Tat nicht, aber wenn ich es richtig in 
Erinnerung habe, wird das Geld des Landes ohnehin grundsätzlich nicht isoliert ange-
legt. Wenn ich es richtig betrachtet habe, ist die gesamte Liquiditätsmasse des Landes 
im Endeffekt eine Pool-Lösung, aus der man nicht absondern könne. So wurde es uns 
jedenfalls andauernd im Haushalts- und Finanzausschuss erklärt. Ich habe zum Bei-
spiel einmal gefragt, wie viel an Zinsen aus den Selbstbewirtschaftungsmitteln gene-
riert wird, und das könne man angeblich, weil das alles in dem Pool liege, nicht so 
genau beziffern.  

Ich vermute, dass auch das Geld aus den Haushaltsausgaberesten – die Bundesmittel 
sind ja beim Land vereinnahmt worden – in diesem Liquiditätspool vorrätig ist, oder 
sehe ich das falsch?  
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MR Lothar Kroll (FM): Ich kann auch hierzu gerne ergänzen. Tatsächlich ist es bei 
den Selbstbewirtschaftungsmitteln anders. Bei den Selbstbewirtschaftungsmitteln ist 
es so, dass sie in der laufenden Liquidität des Landes vorgehalten werden und damit 
auch entsprechend in der Gesamtliquidität verzinst werden. Auch da ist es aber nicht 
möglich, zu sagen: Isoliert betrachtet erhalten wir auf 5 Millionen Euro Selbstbewirt-
schaftungsmittel den Zinssatz XY. Vielmehr sind die Mittel in der Gesamtliquidität des 
Landes mit angelegt, werden aber tatsächlich in der Liquidität vorgehalten.  

Mittel aus zweckgebundenen Einnahmen, aus denen wir zum Beispiel Ausgabereste 
generieren, werden nicht in der Liquidität des Landes vorgehalten, sondern finden sich 
in der Schuldenaufnahme wieder. Wir hatten also in den entsprechenden Jahren eine 
geringere Schuldenaufnahme. Uns stehen die Mittel also nicht liquide zur Verfügung, 
sondern wir müssten sie im laufenden Haushalt einsparen oder gegebenenfalls im 
Rahmen der bestehenden Kreditermächtigung wieder neu aufnehmen.  

(Dirk Wedel [FDP]: Das waren sehr instruktive Ausführungen!)  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Somit sind 
wir am Ende dieser ersten Beratung. 

Die abschließende Beratung ist auf der Grundlage eines Beschlussvorschlages in der 
nächsten Sitzung vorgesehen. Wir erbitten hierzu einen etwaigen Beschlussvorschlag 
bis zum 12. März 2026. 
  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 23 - APr 18/1139 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 27.01.2026 
32. Sitzung (öffentlich) ha 
 
 
6 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 22: Fuhrparkmanagement des Landesbetriebes Straßenbau Nord-
rhein-Westfalen – Planung, Steuerung und Überwachung des Fahrzeug- und 
Großgeräteeinsatzes muss verbessert werden 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4775 

LMR Burkhardt Dinglinger (LRH) berichtet: 

Ich mache es kurz. Wir haben das Fuhrparkmanagement des Landesbetriebs Stra-
ßenbau Nordrhein-Westfalen geprüft. Es handelt sich um eine erhebliche Anzahl 
Fahrzeuge, um ein erhebliches Fuhrparkvolumen. Jeder sieht anhand der momen-
tanen Straßenverhältnisse, was da passieren muss: Im Moment sind es die Streu-
dienste und alles, was dazugehört, also Räumfahrzeuge und Ähnliches.  

Wir haben festgestellt, dass es im Landesbetrieb im Prinzip kein Regelungsdefizit 
oder Bewusstseinsdefizit gibt. Der Landesbetrieb selbst hat erhebliche Regelungen, 
um sein Handeln möglichst wirtschaftlich umzusetzen. Aus unserer Sicht besteht 
eher ein Umsetzungsdefizit. Auf die in diesem Bereich beim Landesbetrieb Straßen-
bau Nordrhein-Westfalen noch bestehenden Mängel haben wir hingewiesen. 

Der Landesbetrieb hat das auch in diesem Bereich sehr positiv aufgenommen. Man 
wusste offensichtlich, dass da noch einiges im Argen liegt, und arbeitet an weiteren 
Verbesserungen. Dazu gehört auch, dass weitere neue IT-Systeme aufgesetzt wer-
den sollen – es geht um SAP-Systeme –, die dazu beitragen sollen, dass die han-
delnden Personen ein paar mehr Hilfsmittel an der Hand haben, um das Ganze 
auch datenmäßig zu dokumentieren.  

Anke Fuchs-Dreisbach (CDU) begrüßt, dass der Landesbetrieb bereits Maßnahmen 
eingeleitet habe.  

Der Landesrechnungshof kritisiere die Jahresarbeitsplanung beim Betriebsdienst der 
Straßenmeistereien. Sie bitte um eine Einschätzung des LRH, inwieweit die geografi-
sche Heterogenität Nordrhein-Westfalens – in Wintersportregionen werde der Einsatz 
anderer Fahrzeuge notwendig als etwa im Rheinland – und nicht immer zuverlässig zu 
treffende Wettervorhersagen die Jahresarbeitsplanung erschwerten. 

Bei der Jahresarbeitsplanung handle es ich um ein Standardinstrument, um die im 
Durchschnitt notwenigen Investitionen und den erforderlichen Fuhrpark zu beschrei-
ben, erläutert LMR Burkhardt Dinglinger (LRH). Der Landesbetrieb vertrete die Auf-
fassung, dieses Instrument hierfür nicht zu benötigen und stattdessen intuitiv – so laute 
die Formulierung des Landesbetriebs – vorgehen zu können. Dies kritisiere der LRH 
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dahin gehend, dass die Planung auf Zahlen und Fakten zu basieren habe und auch im 
Hinblick auf Dritte wie etwa Kreise notwendige Materialien oder auch weitere Leistun-
gen des Landesbetriebs berücksichtigt werden müssten, was dieser inzwischen aner-
kenne.  

Er bestreite nicht, dass je nach Region der Einsatz unterschiedlicher Geräte erforder-
lich sei. 

Dirk Wedel (FDP) erkundigt sich nach dem Fortschritt der Digitalisierung des Betriebs-
diensts und wünscht zu erfahren, wann diese vollumfänglich in die Arbeitsprozesse 
eingebunden werde.  

Wie in Vorlage 18/4775 dargestellt, arbeite der Landesbetrieb Ltd. RBD Marcus Der-
bort (Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen) zufolge an der sukzessiven 
Digitalisierung des Straßenbetriebsdiensts. Während die Umsetzung der zahlreichen 
unterschiedlichen Bausteine und Module in einigen Fällen bereits habe abgeschlossen 
werden können – dies betreffe etwa den Baustein „EMS-Winterdienst“ –, befänden 
sich andere aktuell in der Umsetzung. Die betreffe zum Beispiel den Bereich der Un-
fallschadenabwicklung. Mit Blick auf die angesprochene Jahresarbeitsplanung befinde 
sich das Modul „Einsatzplanung und Erfassung“ im „Startprozess der Umsetzung“. 

Dirk Wedel (FDP) bittet um eine Konkretisierung der Formulierung „Startprozess der 
Umsetzung“ und um Auskunft, ob dieses Modul bereits flächendeckend eingesetzt 
werde oder, falls nicht, ab wann dies der Fall sein werde.  

Ltd. RBD Marcus Derbort (Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-Westfalen) ant-
wortet, dass entsprechende IT-gestützte, auf die konkreten Bedarfe des Landesbes-
triebs abgestimmten Systeme nicht ohne Weiteres am Markt erhältlich seien. Daher 
werde derzeit die Grundlage für die Ausschreibung zu dem seitens des Landesbetriebs 
benötigten System entwickelt. 

Er gehe angesichts der Antworten auf die Fragen von Dirk Wedel (FDP) davon aus, 
dass sowohl die meistereischarfe Jahresarbeitsplanung als auch die Digitalisierung des 
Betriebsdiensts unmittelbar vor der Liveschaltung ständen, so Simon Rock (GRÜNE). 

Er wünsche nähere Informationen zum Zeit- und Umsetzungsplan zur Verbesserung 
der Datenerfassung. Dies umfasse insbesondere die Bestandskosten, die Auslas-
tungs- und Leistungskennzahlen der Stammdaten der Kfz sowie die fahrzeugbezoge-
nen Kosten. 

Auf die in seiner vorangegangenen Antwort erwähnten IT-gestützten Systeme verwei-
send entgegnet Ltd. RBD Marcus Derbort (Landesbetrieb Straßenbau Nordrhein-
Westfalen), dass der Landesbetrieb ab dem 1. Januar 2027 sein SAP-System auf 
SAP S/4HANA umstellen müsse, was in der Folge eine entsprechend verbesserte Da-
tenerfassung ermögliche.  
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Nach Aussage des Landesrechnungshofs erfolge die Wirtschaftlichkeitsberechnung 
des Landesbetriebs intuitiv, sagt Frank Börner (SPD). Ihn interessiere, ob dieses sei-
tens des LRH kritisierte Vorgehen überprüft worden sei und in Einzelfällen unter Um-
ständen zu guten Ergebnissen geführt habe. 

LMR Burkhardt Dinglinger (LRH) betont, dass der Landesbetrieb seine Jahresar-
beitsplanung nach eigenen Angaben intuitiv erstellt habe.  

Der LRH habe viele Mängel im Hinblick auf die Datenqualität und auf das Berichtswe-
sen als Grundlage einer weiteren Wirtschaftlichkeitsbetrachtung festgestellt. An einer 
umfassenden und genauen Erfassung der notwendigen Daten arbeite der Landesbe-
trieb inzwischen. Hierdurch und durch ein ordentliches Berichtswesen ließen sich erst 
wirtschaftliche Entscheidungen treffen. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer bittet bis zum 12. März 2026 um einen Beschluss-
vorschlag, um in der nächsten regulären Ausschusssitzung die abschließende Bera-
tung durchführen zu können. 
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7 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 29: Besteuerung von Corona-Hilfen nicht sichergestellt 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4776 

LMR Christof Taube (LRH) berichtet: 

Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! Ein paar einleitende Worte 
von mir zu dieser Prüfung. Das ist die erste von insgesamt drei Prüfungen aus dem 
Steuerbereich. Es geht um Coronahilfen, die im Zeitraum März 2020 bis Juni 2022, 
also über insgesamt drei Veranlagungszeiträume, ausgezahlt worden sind. Ich 
möchte an dieser Stelle deutlich machen, dass wir über ein Volumen von 16 Milliar-
den Euro sprechen.  

Warum haben wir uns dieses Thema angeschaut? Es handelt sich bei diesen 
Coronahilfen, die an NRW-Unternehmen ausgezahlt worden sind, um steuerpflich-
tige Betriebsannahmen. Sie sollten also im Optimalfall in den Steuererklärungen der 
betreffenden Unternehmen auftauchen.  

Die nordrhein-westfälische Finanzverwaltung hat im Grunde zwei Maßnahmen er-
griffen, um die Besteuerung sicherzustellen: Es gab zum einen einige Änderungen 
in den Steuererklärungsvordrucken, und zum anderen ist ein Mitteilungssystem ein-
gerichtet worden. Das haben wir uns im Einzelnen angeschaut und geprüft, ob si-
chergestellt war, dass diese 16 Milliarden Euro am Ende des Tages auch ordnungs-
gemäß versteuert worden sind.  

Unser Ergebnis ist, wie schon die Überschrift des Berichts nahelegt, dass das je-
denfalls nach unseren Maßstäben nicht hinreichend funktioniert hat, sondern – die 
Einzelheiten ergeben sich aus dem Bericht – dass es an einigen Stellen gehapert 
hat. Wir haben mit dem Finanzministerium an vielen Stellen ein einheitliches Ver-
ständnis über die von uns festgestellten Defizite entwickelt.  

Man kann sich noch die Frage stellen: Warum haben wir uns das eigentlich ange-
sehen? Corona ist, was die Förderlandschaft bzw. was die Besteuerung anbelangt, 
weitestgehend vorbei. Die Überlegung war, dass es immer wieder krisenhafte Aus-
gangssituationen geben kann, in denen Fördergelder ausgezahlt werden, die auch 
eine ertragssteuerliche Relevanz haben. Vor diesem Hintergrund können Siche-
rungsmaßnahmen wie Mitteilungsverfahren und Änderungen an den Steuererklä-
rungsforderungen immer wieder eine Rolle spielen. Wir wollten aus dieser Prüfung 
Erkenntnisse gewinnen, um für zukünftige Verfahren sicherzustellen, dass an der 
einen oder anderen Stelle etwas verbessert wird.  

Das Verfahren ist noch nicht abgeschlossen. Das hat einen ganz konkreten Grund, 
und zwar – auch das haben wir im Bericht erwähnt; das ist jetzt sehr technisch – 
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sind 100.000 Datensätze über Coronahilfen hängengeblieben, die bislang noch kei-
nen hinreichenden Zugang gefunden haben. Da ist noch offen, wie im Moment der 
Stand ist. Wir erkundigen uns regelmäßig. Darauf bezog sich auch die letzte Sach-
standsaktualisierung, die wir dem Ausschuss zur Verfügung gestellt haben. 

Dirk Wedel (FDP) fragt die Vertreter des Ministeriums der Finanzen, ob ein ausweislich 
der aktualisierten Sachstandsdarstellung des Landesrechnungshof seitens des FM für 
Januar 2026 angekündigter Probelauf für eine Vervollständigung eines Teils der Da-
tensätze bereits durchgeführt worden sei, welche Erkenntnisse sich ergeben hätten und 
ob es seit dem 24. Oktober 2025 weitere Sachstandsänderungen gegeben habe.  

MR Thorsten Kontny (FM) erläutert, dass die mitteilungspflichtigen Stellen Daten an 
die Finanzverwaltung übermittelten, wobei es allerdings Defizite in den Datensätzen 
der mitteilungspflichtigen Stellen gegeben habe. Daraufhin hätten die Finanzverwal-
tung NRW und die Oberfinanzdirektion die hessische Finanzverwaltung um Hilfe ge-
beten, da diese über ein Tool verfüge, um solche Datensätze nacherheben zu können.  

Nach einem im Oktober 2025 zwischen den mitteilungspflichtigen Stellen in NRW und 
Hessen geschlossenen Vertrag habe im Januar 2026 eine Probelieferung von Daten-
sätzen erfolgen sollen. Da jedoch auf hessischer Seite Softwareprobleme erst durch 
ein Update hätten behoben werden müssen, sei es bislang zu keiner Probelieferung 
gekommen; sie werde aber voraussichtlich bis Ende Februar 2026 erfolgen. Danach 
ließen sich vermutlich auch Erkenntnisse bzw. Ergebnisse mitteilen. 

Simon Rock (GRÜNE) fragt, wann angesichts des nun für Februar erwarteten Probe-
laufs mit einer Übermittlung der bislang unplausiblen oder unvollständigen C19-Mittei-
lungen seitens des Ministeriums für Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie an 
das Ministerium der Finanzen in kompletter Form gerechnet werden könne. 

Weiterhin bitte er um eine Einschätzung, ob sich durch die Einführung der Wirtschafts-
Identifikationsnummern Verfahrenserleichterungen und eindeutigere Zuordnungen 
ergäben.  

Er könne keine Prognose über den Abschluss der seitens des MWIKE zu erfolgenden 
Lieferung endgültiger Daten abgeben, antwortet MR Thorsten Kontny (FM). Zunächst 
erfolgten Probelieferungen nach Hessen, um sie in dem angesprochenen Tool auszu-
werten. Deren Rücklieferung erfolge, sobald seitens Hessen bestätigt werde, dass die 
gelieferten Daten eingelesen und getestet hätten werden können. Wie viel Zeit dies in 
Anspruch nehmen werde, wisse er nicht.  

Die Wirtschafts-Identifikationsnummer diene der eindeutigen Identifizierung von wirt-
schaftlich Tätigen. Dadurch erhoffe sich das FM eine bessere Zuordnung insbeson-
dere in solchen Fällen, in denen mehrere Betriebe zu einem wirtschaftlich Tätigen ge-
hörten. Das Ausrollen der Wirtschafts-Identifikationsnummer durch das Bundeszentral-
amt für Steuern erfolge seit November 2024. Bis zum voraussichtlichen Abschluss die-
ses Prozesses im Laufe des Jahres 2026 bleibe ihre Nutzung allerdings optional. Erst 
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mit einer darauffolgenden verpflichtenden Nutzung könne eine Auswertung ihrer etwa-
igen praktischen Vorteile erfolgen. 

Auch zu diesem Beitrag werde ein Beschlussvorschlag bis zum 12. März 2026 erbe-
ten, teilt Vorsitzender Rainer Schmeltzer mit. Die abschließende Beratung sei für die 
nächste reguläre Ausschusssitzung vorgesehen. 
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8 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 30: Hohe Fehlerquote bei Beiträgen zu Versorgungswerken – selbst 
bei Steuerprofis 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4757 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Wir beschäftigen uns erstmals mit diesem Prüfbe-
richt. – Möchte der Landesrechnungshof ergänzen? 

LMR Christof Taube (LRH): Ganz kurz. – Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren Abgeordneten! Diese Prüfung hatte ein steuerfachliches Thema 
zum Gegenstand, nämlich die Beiträge an Versorgungswerke. Ganz kurz zum steuer-
lichen Hintergrund – ich möchte Sie nicht langweilen –: Diese sind als Sonderausgaben 
abzugsfähig. 

Wir haben uns die angestellten Berufsträger angeschaut – wir sprechen also über an-
gestellte Steuerberater, Rechtsanwälte, Wirtschaftsprüfer etc. – und haben eine aus 
unserer Sicht relevant hohe Fehlerquote bei der Bearbeitung solcher Steuererklärun-
gen festgestellt. Teilweise wurden diese Beiträge doppelt berücksichtigt. Dementspre-
chend ist es zu Steuerausfällen gekommen.  

Insgesamt haben wir 23 % der von uns eingesehenen Fälle – das waren rund 2.300 in 
der Stichprobe – beanstandet. Bei weiteren 9 % haben wir eine unzutreffende Bear-
beitung zumindest für möglich erachtet. Das führt dazu, dass wir über mögliche Steu-
erausfälle in Höhe von rund 10 Millionen Euro pro Veranlagungszeitraum sprechen, 
und das auch nur in dem geprüften Segment. In der Stichprobe waren nur Fälle enthal-
ten, bei denen wir eine bestimmte Größenordnung an Sonderausgabenabzügen festge-
stellt haben. Das heißt: Wenn man das über die gesamte Landschaft in diesem Fallseg-
ment hochrechnet – wir haben natürlich nur auf dieses Segment hochgerechnet –, dann 
ergäbe sich wahrscheinlich ein höherer Steuerausfall.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, Herr Taube. – Herr Rock. 

Simon Rock (GRÜNE): Herr Vorsitzender! Erst einmal vielen Dank dafür, dass Sie in 
Ihrem Jahresbericht auch den Auszug des entsprechenden Steuervordrucks aufge-
führt haben. Das hat das Problem sehr deutlich gemacht: Das Problem ist aus meiner 
Sicht eindeutig darin zu sehen, dass der Einkommenssteuervordruck an dieser Stelle 
unglücklich gemacht war.  

(Kopfnicken von LMR Christof Taube [LRH]) 
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Deshalb kann ich auch Ihrer Empfehlung viel abgewinnen, dass das FM auf der Bun-
desebene darauf hinwirken solle, den Einkommenssteuervordruck anzupassen. Das 
wäre auch meine erste Frage an das Finanzministerium, wie der derzeitige Sachstand 
ist. Das ist aber nicht mein einziger Punkt. 

Ich habe es so in Erinnerung, dass Sie auch noch eine zweite Empfehlung abgegeben 
haben. Diese lautete, dass die einzelnen Finanzbeamtinnen und Finanzbeamten in 
den Festsetzungsfinanzämtern dafür sensibilisiert werden sollten, da genauer hinzu-
schauen. Dabei muss ich ein Stück weit eine Lanze für die Finanzbeamtinnen und 
Finanzbeamten brechen. Einkommenssteuerbearbeitung ist ein Massengeschäft. 
Wenn Sie sich in jedem Jahresbericht ein anderes Thema herausgreifen und sagen: 
„Sensibilisieren Sie dafür, sensibilisieren Sie hierfür“, dann ergibt sich eine gewisse 
Überforderung der einzelnen Finanzbeamten vor Ort.  

Deshalb möchte ich Ihnen die konkrete Frage stellen: Wie lange haben Sie bzw. die 
Prüferinnen und Prüfer des Landesrechnungshofs Zeit gehabt, um sich einen Einzelfall 
herauszusuchen und diesen zu bearbeiten, um auf dieses Problem zu stoßen? Wie 
lange hat der durchschnittliche Finanzbeamte Zeit, um sich den Einzelfall anzugucken?  

Das nehme ich schon wahr: Wenn Sie ein Vielfaches der Zeit haben, sich die einzelnen 
Fälle anzugucken, dann können Sie auch viel intensiver reingehen und finden natürlich 
auch viele andere, viel mehr Punkte, als die einzelnen Finanzbeamtinnen und Finanz-
beamten die Möglichkeit dazu haben. Die können sich allerdings am Ende auch nicht 
nur Einzelfälle heraussuchen, sondern sie haben alle Steuerfälle der Einkommens-
steuer in einer gewissen Frist zu bearbeiten. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Die erste Frage ging an das FM. Bitte schön. 

MR Thorsten Kontny (FM): Wenn ich darf, würde ich gerne etwas dazu sagen.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Sie dürfen. 

MR Thorsten Kontny (FM): Die Frage geht in die Richtung, wie die Empfehlung zur 
Änderung der Vordrucke aufgegriffen und weiter betrieben worden sei. Das Finanzmi-
nisterium NRW hat die Empfehlung des Landesrechnungshofs, den Vordruck zu er-
gänzen, positiv aufgenommen, sich mit dieser Bitte an die entsprechende Bund-Län-
der-Arbeitsgruppe gewandt – die sogenannte Vordruckkommission entwickelt die bun-
deseinheitlichen Vordrucke – und dort die Empfehlung und den Wunsch nach einer 
Ergänzung des Vordrucks geäußert. Die Vordruckkommission ist dieser Empfehlung 
bislang nicht gefolgt.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Sie haben eine Zusatzfrage? 

Simon Rock (GRÜNE): Wenn ich darf, dann gerne. – Geht es da denn irgendwie 
weiter, oder nehmen Sie das jetzt nur zur Kenntnis und sagen: „Dann ist das halt so; 
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dann müssen wir weiterhin damit rechnen, dass der unbefriedigende Fall weiter so vor 
sich hin dümpelt“?  

MR Thorsten Kontny (FM): Wir nehmen es natürlich nicht einfach so hin. In dieser 
Vordruckkommission bringt man eine Empfehlung ein, die dann abgestimmt wird – 
dabei ist NRW ein Beteiligter –, und dieser Entscheidung muss man sich zunächst 
einmal beugen. Man kann das Thema dann später noch einmal anbringen.  

Damit, dass man das nicht hinnimmt, meine ich: Die Finanzverwaltung macht mehrere 
Sachen und hat schon mehrere Sachen gemacht, um dieses Thema zu beleuchten. 
Wie Sie richtigerweise sagten, ist das bei der Bearbeitung der Steuererklärung ein 
Thema von vielen. Wenn wir auf 100 Themen hinweisen, die sensibel betrachtet wer-
den sollen, dann wird es schwierig, aber wir weisen darauf hin.  

Es gibt Ausführungen in den sogenannten Praxishandbüchern für die Finanzbeamten, 
wodurch sie auf das Thema hingewiesen werden. Es gibt mittlerweile auch ein soge-
nanntes elektronisches Selbstlearning-Modul, mit dem man sich über diese Sache 
noch einmal unterrichten lassen kann und soll. Zudem werden für diese Fälle Prüfhin-
weise für die Finanzbeamten ausgegeben.  

Das Thema soll im Rahmen der Finanzämter jetzt noch einmal besser behandelt wer-
den – leider geschieht das noch mit einem gewissen zeitlichen Verzug; das wird aber, 
denke ich, in den Folgejahren auf jeden Fall besser –, weil eine elektronische Über-
mittlung dieser Daten durch die entsprechenden Versorgungswerke stattfinden soll. 
Das geschieht allerdings erst ab dem Jahr 2028, um den mitteilungspflichtigen Stellen 
einen entsprechenden Vorlauf zu geben. Wenn diese Daten geliefert werden, dann 
können sie nach der neuen gesetzlichen Regelung die Daten des Steuerpflichtigen 
einfach überschreiben, ohne dass es einer weiteren Anhörung bedarf. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Vielen Dank. – Jetzt folgt die Beantwortung durch 
den Landesrechnungshof. Herr Taube.  

LMR Christof Taube (LRH): Ich bin mir offen gestanden nicht ganz sicher, Herr Rock, 
deswegen erlauben Sie mir bitte eine Rückfrage: Habe ich Sie richtig verstanden, dass 
Sie das Mitteilen von Prüfungserkenntnissen und die daraus gezogenen Konsequen-
zen – sprich: das Sensibilisieren für bestimmte Fehlerschwerpunkte – für überflüssig 
halten?  

(Kopfschütteln von Simon Rock [GRÜNE]) 

Wie darf ich Sie denn dann verstehen?  

Simon Rock (GRÜNE): Nein, Sie dürfen mich so verstehen, dass ich sage, dass ein 
Finanzbeamter nur ein gewisses Zeitbudget für bestimmte Sachen zur Verfügung hat. 
Natürlich können Sie für einzelne Punkte sensibilisieren. Sie müssen dabei aber auch 
priorisieren. Das heißt: Wenn Sie für 100.000 verschiedene Einzelfälle priorisieren und 
sagen: „Richten Sie darauf ein besonderes Augenmerk, richten Sie darauf ein beson-
deres Augenmerk, richten Sie darauf ein besonderes Augenmerk“, dann wird das dazu 
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führen, dass die Finanzbeamten ein Stück weit den Überblick verlieren – das ist meine 
Vermutung zu dem Ganzen –, weil sie im Rahmen ihres vorhandenen Zeitbudgets, um 
einen Einzelfall zu kontrollieren, nun einmal nicht auf alles ein gesondertes Augenmerk 
richten können. Das ist meine Vermutung, und das wollte ich mit dem Beitrag zur 
Kenntnis geben.  

Deshalb lautete ja die Frage, wie viel Zeit Sie haben, um sich einen speziellen Fall 
anzuschauen, und wie viel Zeit ein durchschnittlicher Finanzbeamter hat, um sich die 
komplette Steuererklärung anzuschauen.  

LMR Christof Taube (LRH): Zu der Frage. Offen gestanden weiß ich das jetzt nicht – 
wir müssten in unsere Prüfungsunterlagen gucken –, aber das ist aus meiner Sicht 
auch wirklich nicht der Hauptpunkt.  

Der Hauptpunkt ist doch: Herr Rock, wenn Sie von 100.000 Einzelfällen sprechen … 
Wir sensibilisieren nicht für jeden und in jedem Einzelfall. Wir gucken uns zu einem 
bestimmten Thema ein Fallsegment an und stellen Defizite fest. Das hier war ein 
Fallsegment, bei dem wir zu aus unserer Sicht erheblichen Feststellungen gekommen 
sind. Wir nehmen unsere Prüfaufgabe nicht so wahr, dass wir nur eine Fehlerbeschrei-
bung tätigen, sondern dass wir natürlich auch in Zusammenarbeit – so klar muss ich 
es sagen – mit dem FM immer darum bemüht sind, dass Fehler in Zukunft abgestellt 
werden. Wir arbeiten, was unsere Empfehlungen anbelangt, immer sehr vertrauensvoll 
mit dem FM zusammen.  

Was ich an Rückmeldungen gerade mit Blick auf diese Sensibilisierung der Bediens-
teten gespiegelt bekomme: Wir haben immer nur positive Rückmeldungen erhalten. 
Ich habe noch in keiner Prüfung – in keiner Prüfung! – und auch nicht irgendwie zwi-
schen den Zeilen mitbekommen, dass die Sensibilisierung für Fehler bei steuerfachli-
chen Themen in irgendeiner Art und Weise zu viel oder fehlgeleitet oder nicht sachge-
recht gewesen sei. Im Gegenteil ist mein Eindruck, dass uns die Finanzverwaltung 
gerade bei diesen steuerfachlichen Prüfungen sehr zugewandt ist und uns auch darum 
bittet, darauf hinzuweisen.  

Abgesehen davon machen wir keine 100 Prüfungen im Jahr. Wir haben eine geringe 
zweistellige Zahl an Themenprüfungen auf unserem Arbeitsplan – ich weiß es jetzt 
nicht auswendig –, die wir pro Jahr abschließen und die im Zweifel nicht alle mit einer 
Prüfungsmitteilung und schon gar nicht alle im Jahresbericht landen. Das heißt: Wir 
sprechen hier, wenn wir diesen Rat aussprechen – ich habe es in den letzten Jahren 
nicht nachgezählt –, über drei, vier Themen maximal, bei denen wir der Finanzverwal-
tung nahelegen, an geeigneten Stellen und in geeigneter Art und Weise auf diese The-
men hinzuweisen. Wir sind da bewusst zurückhaltend und wollen uns auch gar nicht 
einmischen, in welcher Art und Weise die Finanzverwaltung das tut. Das wissen die 
viel besser als wir. Aber es wurde gerade angesprochen, welche Möglichkeiten und 
Quellen dieser Sensibilisierung es gibt: in schriftlicher Form, bei Infoveranstaltungen, 
bei Fortbildungen. Das funktioniert super.  

Ich muss Ihnen sagen: Ich sehe mich in der Pflicht, das auch weiterhin so zu betreiben, 
dass wir, wenn wir zu bestimmten Themen Missstände feststellen, darauf hinweisen. 
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Die Bediensteten haben natürlich weniger Zeit, und zwar unabhängig davon, wie groß 
unser Zeitanteil pro Fall war – er wird mit Sicherheit höher sein; wir werden mit Sicher-
heit mehr Zeit für die Fälle haben als der einzelne Finanzbeamte –, aber daraus folgt 
ja gerade, dass wir solche Sachen sehen können. Das ist also aus meiner Sicht eine 
Win-Win-Situation, und ich würde ungern davon Abstand nehmen wollen, darauf nicht 
auch an geeigneten Stellen und in geeigneten Fällen hinzuweisen. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, Herr Taube. – Hatte ich auch Herrn 
Krückel gesehen? Ja, das meine ich doch.  

Bernd Krückel (CDU): Das haben Sie richtig gesehen. – Meine Frage hat sich durch 
die Ausführung des Vertreters aus dem Finanzministerium weitestgehend erledigt.  

Das wäre auch mein Hinweis gewesen: Dinge in Formularen vorzusehen, beinhaltet 
immer die Fehlerquote desjenigen, der sie ausfüllt. Wenn aber die Lieferung der Daten 
umgekehrt wird, dass also die Versorgungswerke ans Finanzministerium liefern und 
die Daten elektronisch zur Verfügung gestellt werden, dann wird dadurch die Fehler-
quote minimiert.  

(Kopfnicken von LMR Christof Taube [LRH]) 

Das halte ich für eine geeignete Lösung, zu der schnellstmöglich gekommen werden 
sollte. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Herr Taube.  

LMR Christof Taube (LRH): Das wird auch passieren. Es wird eine Mitteilungsver-
pflichtung der Versorgungswerke geben, die allerdings erst ab 2028 greift. Dann wer-
den sie verpflichtet sein, diese Sachen zu melden. Das wird ein Großteil dieses Prob-
lems erledigen. Aber bis 2028 sind es noch ein paar Veranlagungszeiträume, in denen 
ein bisschen was durchgeht. Auch vor diesem Hintergrund sind unsere Empfehlungen 
zu sehen. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, Herr Taube. – Herr Wedel. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Vielen Dank 
für die Ausführungen bisher.  

Das FM hat schon dargestellt, dass an allen möglichen Stellen – in Anwendungshinwei-
sen usw. – sensibilisiert wird. Ich weiß, dass das ein Thema ist, über das Sie nicht gerne 
reden, aber ist das nicht eigentlich ein Fall für ein Risikomanagementsystem? Diese 
Frage richte ich, weil vom FM dazu ohnehin nichts kommt, an den Landesrechnungshof.  

LMR Christof Taube (LRH): Was sage ich jetzt dazu?  

(Heiterkeit von Dirk Wedel [FDP]) 
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Wenn Sie mich nach meiner persönlichen Meinung fragen: Ja.  

(Dirk Wedel [FDP]: Das reicht mir schon!) 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. 

Dann folgt auch hier der Hinweis, dass wir am Ende der ersten Beratung sind und die 
abschließende Beratung in der nächsten Sitzung vorgesehen ist. Auch für diese abschlie-
ßende Beratung erbitten wir einen etwaigen Beschlussvorschlag bis zum 12. März 2026.  
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9 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 31: Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle erfüllt seine Mit-
teilungspflichten gegenüber Finanzbehörden nicht 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4758  

LMR Christof Taube (LRH) berichtet: 

Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren Abgeordneten! Ganz kurz 
ein paar einleitende Worte zu meinem letzten Bericht. Auch diese Prüfung bewegt sich 
im Zusammenspiel von außersteuerlicher Förderung und steuerlicher Behandlung.  

Wir haben uns die Sanierungsmaßnahmen des BAFA für selbstgenutzte Wohnge-
bäude angesehen. Es gibt eine Mitteilungspflicht für das BAFA, den Finanzämtern 
solche Förderungen mitzuteilen. Der Hintergrund ist: Förderungen für selbstge-
nutzte Wohngebäude können gegebenenfalls unter § 35c EStG fallen. Wenn aller-
dings eine Förderung stattgefunden hat, dann schließt das die steuerliche Ermäßi-
gung aus. Vor diesem Hintergrund ist diese Mitteilungspflicht zu sehen.  

Wir haben in unserer Prüfung festgestellt – das ist so einfach wie auffällig –, dass das 
BAFA jedenfalls in dem von uns eingesehenen Prüfungszeitraum seine Mitteilungs-
pflicht überhaupt nicht erfüllt und das FM durch unsere Prüfung jetzt Kenntnis davon 
erhalten und alles weitere angestoßen hat. Wir haben da Einigkeit mit dem FM erzielt.  

Ganz kurz zur Einordnung der Dimension: Wir sprechen für den von uns geprüften 
Zeitraum 2021/2022 von rund 164.000 Mitteilungen, die sich in dem Bereich abge-
spielt haben bzw. die hätten ergehen müssen.  

Die in der Prüfung des Landesrechnungshofs aufgeworfenen Fragen erschienen vor 
dem Hintergrund der Kosten einer Wärmepumpe, der Höhe der Förderung durch die 
BAFA und der im Prüfungszeitraum untersuchten Anzahl von 164.000 Mitteilungen 
über Fördermaßnahmen nachvollziehbar, merkt Simon Rock (GRÜNE) einleitend an. 

Er wünsche vom Ministerium der Finanzen dessen konkrete Möglichkeiten zur Über-
wachung und Durchsetzung der Mitteilungspflichten der Bundesbehörde BAFA gegen-
über der nordrhein-westfälischen Finanzverwaltung zu erfahren. Dabei gehe es ihm 
insbesondere um die niedrigschwelligeren Möglichkeiten im Vergleich zu dem aus sei-
ner Sicht letzten, schwerwiegendsten Mittel, den Rechtsweg zu beschreiten. 

Weiterhin interessiere ihn die Begründung dafür, dass elektronische Mitteilungen für im 
Jahr 2024 erbrachte Leistungen bzw. Förderungen erst im Jahr 2026 erfolgten, also zu 
einem Zeitpunkt, nachdem ein Großteil der Steuerbescheide für das Jahr 2024 bereits 
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ergangen sei. Er wissen, dass diese Regelung aus der Mitteilungsverordnung folge, die 
wiederum jedoch nicht sakrosankt sei. Er bitte um eine Erläuterung der Rechtsnorm. 

Als mitteilungspflichtige Stelle bestehe seitens der BAFA eine Pflicht zur Mitteilung von 
Daten, unterstreicht MR Thorsten Kontny (FM). Da es sich jedoch um eine Bundes-
behörde handle, könne die Finanzverwaltung NRW zusammen mit anderen Bundes-
ländern lediglich deren Aufsichtsbehörde darauf hinweisen, auf die Einhaltung dieser 
Mitteilungspflicht zu achten. Hierin erschöpften sich die landesseitigen Handlungs-
möglichkeiten. Für die Prüfung etwaiger Verletzungen der Mitteilungspflicht zeichne 
wahrscheinlich der Bundesrechnungshof zuständig. 

Die Fristen für Mitteilungen ergäben sich aus § 8 der Mitteilungsverordnung, in dem 
das Spannungsfeld des Wünschenswerten und des Leistbaren verdeutlicht werde. Die 
Umstellung der Mitteilungen auf Papier hin zu einer elektronischen Form bedürfe einer 
erheblichen Vorbereitungszeit in den mitteilungspflichtigen Stellen, wofür diesen ein 
entsprechender Zeitrahmen eingeräumt werde. Aus Sicht der Finanzverwaltung liege 
die Priorität vor allem auf der elektronischen Art der Mitteilung und weniger auf einer 
möglichst frühzeitig erfolgten Mitteilung. Möglicherweise bereits abgeschlossenen Erst-
veranlagungen verhinderten nicht, dass eine Auswertung der in Rede stehenden Mittei-
lungen auch in Form von Änderungsbescheiden erfolgen könne.  

Unabhängig von der Simon Rock (GRÜNE) zufolge allgemein bekannten Tatsache, 
dass die Bundesregierung nicht alle Anmerkungen des Bundesrechungshofs auch um-
setze, frage er den Landesrechnungshof, inwieweit dieser mit dem Bundesrechnungs-
hof mit Blick auf die in Rede stehenden Prüfungsergebnisse in Kontakt stehe.  

LMR Christof Taube (LRH) antwortet, nicht persönlich mit dem beim Bundesrech-
nungshof fachlich zuständigen Mitglied über die zur Diskussion stehende Prüfung ge-
sprochen zu haben. Gleichwohl hätten sich die Rechnungshöfe der Länder im Rahmen 
des Arbeitskreises „Steuer“ gegenüber dem Bundesrechnungshof verpflichtet, diesem 
über Prüfungen zu berichten. Über den zeitlich nachgelagerten Jahresprüfbericht des 
Landesrechnungshofs könne der Bundesrechnungshof Prüfungsmitteilungen und ent-
sprechende Erkenntnisse des LRH zur Kenntnis nehmen. 

Die abschließende Beratung solle auf Grundlage eines Beschlussvorschlags, der bis 
zum 12. März 2026 erbeten werde, in der nächsten regulären Ausschusssitzung statt-
finden, informiert Vorsitzender Rainer Schmeltzer.   
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10 Teil B: Prüfungsergebnisse aus dem Bereich der Landesregierung aus dem 

Jahresbericht 2025 des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen über 
das Ergebnis der Prüfungen im Geschäftsjahr 2024  
Beitrag 24: Mietzahlungen der Ressorts: Ohne Varianten keine Wirtschaft-
lichkeit! 

Vorlage 18/4088 

Bericht  
des Landesrechnungshofs Nordrhein-Westfalen 
Vorlage 18/4636 

Bericht  
der Landesregierung 
Vertrauliche Vorlage 18/176 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Mit diesem Prüfbericht beschäftigen wir uns in die-
ser Sitzung das zweite Mal. Stimmt – beim letzten Mal war ich nicht da. Deswegen ist 
mir das alles nicht so geläufig. 

Wir beginnen mit der Beratung. Herr Zelljahn ist zuständig. Möchten Sie noch erläu-
tern? – Bitte. 

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zelljahn: Sehr geehrter Herr Vorsit-
zender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sie sind jetzt noch mit umfangreichem Ma-
terial bestückt worden. 

(Simon Rock [GRÜNE]: Gesegnet!) 

Wenn Sie erlauben, würde ich Sie gerne noch einmal mit Blick auf den Kernpunkt des 
Themas abholen.  

Im Jahr 2001 wurde der BLB gegründet. Man wollte mit der Gründung des BLB und 
mit dem Vermieter-Mieter-Modell insbesondere eine Wettbewerbssituation herstellen, 
nämlich dass sich die Ressorts aussuchen können, ob Sie bei einer Anmietung den 
BLB oder einen fremden Dritten wählen.  

Wir haben dann später im Jahr 2009 festgestellt – das war noch mein Vorgänger –, 
dass diese Wettbewerbssituation so nicht funktioniert hat und nicht gegeben war.  

Wir haben dann, als der BLB auch nicht so gut funktionierte, zusammen mit dem Fi-
nanzministerium – Herr Dr. Mangelsdorff, Frau Haider sitzen da; Herr Behle war es 
damals – in mühevoller Kleinarbeit, so möchte ich es nennen, Wirtschaftlichkeitsleitfä-
den in die Welt gesetzt, um eine Wirtschaftlichkeitsbetrachtung bei Anmietungen her-
zustellen. Dabei handelt es sich um den Verfahrensleitfaden „Mietausgabenbudgetie-
rung für immobilienwirtschaftliche Maßnahmen des Landes Nordrhein-Westfalen“ und 
um den Leitfaden „Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen für immobilienwirtschaftliche Maß-
nahmen des Landes Nordrhein-Westfalen“.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 38 - APr 18/1139 

Ausschuss für Haushaltskontrolle 27.01.2026 
32. Sitzung (öffentlich) ha 
 
 
Begleitet werden diese Anmietungsfälle auch durch eine externe Stelle – das sind Wirt-
schaftsprüfer bzw. Wirtschaftsprüferbüros – und auch durch einen Lotsen; das ist die 
NRW.BANK.  

Dieses Verfahren ist in vielen Ressortabstimmungen in die Welt gesetzt worden, und 
es ist bis auf das Innenministerium auch von allen Ressorts angenommen worden. 
Das Innenministerium hat eine Sonderregelung erbeten und verfährt auch noch nach 
dieser Sonderregelung, indem es einfach darauf abstellt, was an Kaltmieten gezahlt 
werden muss.  

Wir haben damals schon immer gefordert – das haben wir auch in Übereinstimmung 
mit dem FM dann so in die Welt gesetzt –, dass der BLB als Eigentümer der Immobilie 
in dieser Wettbewerbssituation, wenn er Mieten einfordert, ihren Restwert am Ende 
der Laufzeit einpreisen muss. Der BLB schreibt seine Immobilien relativ kurzfristig ab, 
häufig auf 25 Jahre. Dann steht da ein Gebäude, es gibt ein Grundstück, und wir haben 
gesagt, dass man bei der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung, was die Miete angeht, den 
Restwert einpreisen muss.  

Das Innenministerium sieht das überhaupt nicht so. Das ist der Knackpunkt dieses 
Berichts. Die sagen: „Miete ist Miete; der Restwert interessiert mich gar nicht“, und das 
im Grunde genommen gegen alle Abmachungen, die wir haben. Es ist dann – das 
muss man auch so zugestehen – zwischen den beiden Ministern vereinbart worden, 
dass das Innenministerium da eine Sonderrolle spielt, und die finden wir befremdlich.  

Man beruft sich dort auch auf das Ressortprinzip. Wir meinen, dass das Ressortprinzip 
hier überhaupt nicht gegeben ist. Das kann man auch schon 1971 aus der Gesetzes-
begründung zum § 7 LHO – Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit – erkennen. Da wird 
nämlich gesagt:  

Zur Erfüllung der Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sind Nutzen-Kos-
tenuntersuchungen erforderlich – und das schon 1971 –; das Nähere bestimmt der 
Finanzminister kraft seiner Gesamtverantwortung für den Haushalt und zur Gewähr-
leistung einer möglichst einheitlichen Praxis.  

Das ist aus unserer Sicht kein Ressortprinzip. Das IM entscheidet natürlich, gerade im 
Bereich von Polizeiimmobilien, wo und an welcher Stelle was gebaut wird – das gehört 
sicherlich alles zum Ressortprinzip –, aber es entscheidet letztlich nicht, was aus haus-
haltsrechtlicher Sicht wirtschaftlich und sparsam ist. – Das zur kurzen Einführung.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Die erste Wortmeldung liegt vor. – Herr Wedel. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir sind in der 
Tat mit umfangreichem Material aus dem Innenministerium versorgt worden. Deswe-
gen möchte ich an die eine oder andere Stelle noch eine kritische Nachfrage stellen. 

Zunächst einmal zu der rechtlichen Wertung. Sie haben auf die Gesetzesbegründung 
zu § 7 LHO abgestellt. Aber das ist zunächst einmal nicht mehr als eine Gesetzesbe-
gründung. Dass zum Beispiel die Verwaltungsvorschriften zu § 7 LHO vom Finanzmi-
nisterium erlassen werden, ist auch soweit sehr verständlich. Jetzt gibt es aber nun 
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einmal eine Kabinettvorlage, und die kann man sehr gut in der Broschüre „Grundlagen 
des Bau- und Liegenschaftsbetriebs NRW“ nachlesen, die im Internet verfügbar ist. 
Die Kabinettvorlage ist vom 5. Dezember 2000. Wenn Sie die neben den Liegen-
schaftserlass des Innenministeriums halten, dann werden Sie eine sehr große Über-
einstimmung feststellen.  

Bevor ich auf Einzelheiten des Inhalts dieser Kabinettvorlage eingehe, möchte ich 
noch einmal auf die rechtliche Situation eingehen. Das Ressortprinzip ist durch Kabi-
nettentscheidungen überwindbar, jedenfalls soweit es nicht in seinem Kern tangiert 
wird – Art. 55 der Landesverfassung. Hier haben wir eine Kabinettentscheidung, und 
diese sagt sehr eindeutig, wie man zum Beispiel mit der Frage „Restwert“, mit der 
Frage, wie das eigentlich mit dem übergeordneten Landesinteresse ist, usw. zu ver-
fahren hat. Das ist alles darin definiert.  

Ich nenne als Beispiel nur Kapitel 2.1 „Eigentumsmanagement“ und hier Ziffer 2.1.1 
„Grundsatz und Mietmodell“. Da steht:  

„Zur Sicherung der übergeordneten Interessen des Landes an der Aufrecht-
erhaltung der Verwaltung einerseits, an der Kapazitätsauslastung landesei-
gener Gebäude und entsprechender Personalkapazitäten andererseits, 
steht dem jeweiligen Partner bei einer Kündigung ein finanzielles Nachbes-
serungsrecht zu. So kann der Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW durch 
Mietnachlässe zu Lasten seiner Erträge einen Leerstand anderweitig nicht 
vermarktbarer Gebäude vermeiden; […].“ 

An dem Beispiel ist genau beschrieben, wie damit umzugehen ist. Das hat dem FM 
natürlich nicht gepasst, weil die dann eine ganze Menge aus ihrem eigenen Haushalt 
hätten finanzieren müssen. Deswegen vermute ich, dass man dann über dieses MAB-
Verfahren usw. zu anderen Lösungen gekommen ist, unter anderem auch, was den 
Restwert angeht, obwohl in der Kabinettvorlage jeweils nur von einer Übergangsfrist 
von sechs Jahren die Rede ist. Nach sechs Jahren sollten diese Regelungen also eins 
zu eins greifen. Mir ist nicht bekannt – vielleicht wissen Sie das –, ob dieser Kabinett-
beschluss vom 5. Dezember 2000 in irgendeiner Weise aufgehoben worden ist.  

Es ist wie gesagt auch die Frage, wie mit diesen einzelnen Phänomenen umzugehen 
ist, wenn hinterher nicht mehr weiter vermietet werden kann usw. Das alles ist soweit 
eigentlich geregelt. Wenn ich das richtig verstanden habe, ist zum Beispiel auch für 
die Art und Weise, wie man den BLB um ein Angebot bittet, in dieser Kabinettvorlage 
geregelt, auch unter der gleichen Ziffer:  

„Die Nutzerverwaltung hat den Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW über den 
Neuunterbringungsbedarf zu unterrichten und ihm die Gelegenheit zur Ab-
gabe eines Angebotes zu geben, welches der Bau- und Liegenschaftsbetrieb 
NRW noch im Rahmen des vergaberechtlich Zulässigen optimieren kann.“ 

Im Endeffekt sieht der Liegenschaftserlass des IM genau das an dieser Stelle vor. Das 
ist auch in den Stellungnahmen des Innenministeriums in diesem Prüfverfahren sehr 
deutlich ausgeführt worden. Deswegen muss ich sagen – ich sage das ganz offen –: 
Ich finde das, was das IM in seinen Stellungnahmen vorgetragen hat – ich könnte auch 
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noch ein paar andere Beispiele nennen, will mich aber in der ersten Runde erst einmal 
darauf beschränken –, tatsächlich und rechtlich sehr gut nachvollziehbar.  

Deswegen lautet für mich die Frage: Im Endeffekt ist doch die Abweichung … Alles, 
was in der Kabinettvorlage beschrieben worden ist – das muss man ganz offen zuge-
ben –, würde im Endeffekt bedeuten, dass der FM in seinem Einzelplan 12 vermutlich 
das eine oder andere an zusätzlichen Ausgaben einplanen müsste, weil er das, was 
zwischen den Ressorts und dem BLB zu verhandeln wäre, dann jeweils entsprechend 
kompensieren müsste, wenn der BLB aufgrund der Umstände, wie ich sie gerade ge-
nannt habe, nachlassen müsste. Für mich lautet die Frage: Kann sich der FM über 
eine ergänzende Vorschrift zu der VV zu § 7 LHO schlicht und ergreifend über diesen 
Kabinettbeschluss hinwegsetzen, oder ist dazu nicht mindestens ein neuer Kabinett-
beschluss erforderlich, der offensichtlich für das IM nicht zustande gekommen ist? Das 
ist erst einmal die rechtliche Frage. 

Zu der anderen Frage. Das IM hat so, wie es im MAB-Leitfaden beschrieben wird, sehr 
deutlich dargestellt, warum das zum Beispiel aus Sicht des IM gerade keinen vernünf-
tigen Wettbewerb darstellt, weil man letztlich Angebote von Dritten künstlich schlechter 
rechnet bzw. Angebote des BLB an dieser Stelle privilegiert behandelt. Ich könnte das 
jetzt im Einzelnen heraussuchen, aber das will ich mir wie gesagt in der ersten Runde 
sparen. Ich habe aber einen Klebezettel reingemacht. Deswegen lautet doch letztlich 
die Frage: Warum schlägt der Landesrechnungshof – dass Ihnen an einer Vereinheit-
lichung gelegen ist, kann ich sofort nachvollziehen; dass es unterschiedliche Verfah-
rensweisen gibt und dass das vielleicht etwas merkwürdig ist, sehe ich auch so – nicht 
eigentlich die Übernahme des Liegenschaftserlasses auch durch die anderen Ressorts 
vor? Das würde doch dem, was 2000 im Kabinett beschlossen worden ist, viel eher 
entsprechen als das, was hinterher seitens des FM mit dem MAB-Leitfaden letztlich 
einseitig gegenüber den anderen Ressourcen festgelegt wurde.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Herr Zelljahn. 

Direktor beim Landesrechnungshof Andreas Zellhjahn: Dazu wird sicherlich auch 
das Finanzministerium etwas sagen können.  

Herr Wedel, ich bitte um Entschuldigung, aber ich verstehe es nicht genau. Ich kann 
Ihren Ausführungen nicht entnehmen, warum dieser Liegenschaftserlass aus dem 
Jahr 2000 irgendwie den Wirtschaftlichkeitsüberlegungen, die hier angestellt werden 
und die in sehr geordnete Bahnen getragen worden sind …, warum das so schlecht 
ist. Dass der Liegenschaftserlass so toll sei, können wir nicht bestätigen; das haben 
wir in unserem Bericht übrigens auch aufgeschrieben. In über 50 % der Fälle gibt es 
einen einzigen Anbieter. So toll läuft das mit dem Liegenschaftserlass also auch nicht.  

Der Liegenschaftserlass bringt in der Ausprägung im Grunde mit sich, dass der BLB 
ganz am Anfang des Verfahrens schon irgendwie mitredet und ein Angebot abgibt, 
dann aber ganz schnell irgendwie auch draußen ist, und dann wird mit fremden Dritten 
weitergemacht. Das liegt unter anderem daran, dass man diesen Restwert nicht ein-
preist, der übrigens – das war in der letzten Sitzung auch eine Frage – vom BLB mit-
geliefert wird. Es ist keineswegs so, dass der Mieter den Restwert ermitteln müsste. 
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Warum haben sich alle Ressorts angeschlossen und nur das Innenministerium nicht? 
Das ist doch die entscheidende Frage.  

Ich kann bzw. wir können überhaupt keine Vorteile dieses Liegenschaftserlasses er-
kennen. Das ist übrigens von 2010. Die Dinge, die dann vom Finanzministerium ein-
gestielt worden sind, sind aus dem Jahr 2020. Und die Abmachung zwischen den Mi-
nistern, dass das IM eine Sonderrolle spielt, ist von 2016. – Vielleicht kann Herr Dr. 
Mangelsdorff oder wer auch immer vom Finanzministerium etwas dazu sagen. 

MDgt Dr. Lukas Mangesldorff (FM): Herr Wedel, ich versuche mich an einer Inter-
pretation Ihrer Aussagen. Der Kabinettbeschluss aus dem Jahr 2000, den Sie zitiert 
haben, hat sich mit dem, was im Kabinett in der letzten Legislaturperiode beschlossen 
worden ist – das ist alles unter der Überschrift „Neues Immobilienmanagement für 
Nordrhein-Westfalen“ gelaufen –, überholt.  

Wir haben damals, als wir dieses neue Immobilienmanagement für Nordrhein-Westfa-
len auf den Weg gebracht haben, auch vor dem Hintergrund der Einlassung des Lan-
desrechnungshofs und vor dem Hintergrund unserer Erfahrung, die wir im Haushalt 
gemacht haben, wo wir über eine Bau- und Mietliste im Kabinett entschieden haben, 
ein Gesamtwerk geschaffen. Wir haben Veränderungen in der Haushaltsveranschla-
gung und auch Strukturveränderungen beim BLB vorgenommen. Das hat sich also 
alles ineinandergefügt.  

Das haben wir damals auch intensiv im Unterausschuss „BLB, Landesbetriebe und 
Sondervermögen“ der letzten Legislaturperiode mit dem Parlament beraten und dort 
in allen Einzelheiten vorgestellt. Insofern finde ich es jetzt etwas befremdlich, dass Sie 
auf einen Kabinettbeschluss aus dem Jahr 2000 rekurrieren, der sich mit all dem, was 
im Jahr 2018 beginnend im Kabinett beschlossen worden ist, überholt hat.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Herr Rock. 

Simon Rock (GRÜNE): Herr Vorsitzender! Vielen Dank, Herr Mangelsdorff und Herr 
Zelljahn, für die Ausführungen.  

Unabhängig davon: Selbst wenn der Kabinettbeschluss aus dem Jahr 2000 nicht durch 
neue Kabinettbeschlüsse inhaltlich überholt wäre, müsste man sich trotzdem vor dem 
Hintergrund von Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen sowohl als Parlament, als Landes-
rechnungshof als auch als Ministerien bzw. als Landesregierung die Frage stellen, ob 
das jetzt im Jahr 2026, also nach mehr als einem Vierteljahrhundert, nicht langsam 
mal an der Zeit wäre.  

Die Argumente, die der Landesrechnungshof vorgebracht hat und der sich alle Res-
sorts bis auf das Innenministerium anschließen, liegen auf den Tisch und sind auch 
evident. Es ist doch vollkommen klar, dass der BLB nicht immer das wirtschaftlichste 
Angebot machen wird, wenn es mehrere Anbieter gibt. Das würde auch niemand be-
haupten. Darum geht es auch gar nicht. Es geht doch nur darum, nicht Äpfel mit Birnen 
zu vergleichen.  
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Wenn zum Bestandteil einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung allein die Kaltmiete heran-
gezogen wird, dann bedeutet das für mich in der Analogie, einen Kühlschrank danach 
auszusuchen, wie hoch der Anschaffungspreis ist, und nicht danach, wie viel Strom er 
über seinen gesamten Lebenszyklus verbraucht. Ich muss doch eine ganzwertige Be-
trachtung vornehmen, ein bisschen über den Tellerrand hinausdenken, mich dann ein 
wenig von dieser einzelplanbezogenen Denkweise lösen und darüber hinaus gehen 
und sagen: Wenn ich bei einem Betrieb anmiete, der dem Land selbst gehört, und ich 
als Ministerium bin selbst Teil des Landes, dann muss ich doch selbstverständlich 
auch eine Restwertbetrachtung einfließen lassen.  

Ich habe den Unterlagen, die uns das Innenministerium dankenswerterweise zur Ver-
fügung gestellt hat und die von Herrn Dr. Schönenbroicher unterschrieben wurden, 
durchaus den Hinweis entnommen, dass das Innenministerium den Restwert nicht er-
mitteln kann. Gerade wurde aber noch einmal dargestellt, dass der BLB selbst selbst-
verständlich den Restwert liefert. Deshalb habe ich die Rückfrage an das Innenminis-
terium: Warum gehen Sie als einziges Ressort diesen Sonderweg und schauen nur 
auf die Kaltmiete und nicht auf die Restwertbetrachtung, wie es bei einer wirtschaftli-
chen Betrachtungsweise, wenn man innerhalb des Konzerns „Land“ denken würde, 
aus meiner Sicht vollkommen auf der Hand liegt? 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Vielen Dank, Herr Rock. – Die Frage richtet sich 
deutlich an das Innenministerium. Bitte schön.  

RD’in Mirjam Leipner-Sauer (IM): Vielen Dank für das Wort. – Ich bin Referentin im 
Referat „Liegenschaften im Geschäftsbereich des IM“ und würde gerne den Aspekt 
„Sonderstellung, Liegenschaftserlass und Restwertbetrachtung“ kurz zusammenfas-
sen. Das dauert nur ein paar Minuten; es wird nicht so umfangreich wie die zwei Stel-
lungnahmen sein. 

Den sogenannten Restwert bei Anmietungen möchte ich klar strukturieren und juris-
tisch einordnen.  

Der Landesrechnungshof argumentiert mit einer Landessicht und fordert, bei BLB-An-
mietungen den Restwert landeseigener Immobilien als wirtschaftlichen Vorteil zu be-
rücksichtigen. Im Ergebnis führte diese Betrachtung dazu, dass BLB-Angebote im Ver-
gleich zu Drittanmietungen rechnerisch günstiger gestellt würden.  

Diese Herangehensweise ist aus Sicht des IM jedoch methodisch nicht tragfähig und 
rechtlich problematisch, weil sie Miet- und Eigentumslogik vermischt und dadurch zu 
einer verzerrten Vergleichsrechnung führt.  

Erstens ist es vom Grundsatz her so, dass das Mietmodell eben nicht auf einen Eigen-
tumserwerb abzielt. Bei Anmietungen handelt das Ressort rechtlich und wirtschaftlich 
als Mieter. Das bedeutet: Das Ressort erwirbt keine Immobilie. Es zahlt einen Mietzins 
als Nutzungspreis für einen bestimmten Zeitraum. Eigentum und Restwert bleiben ty-
pischerweise beim Vermieter.  

Es ist ein entscheidender Grundsatz, dass der Restwert eine Eigentümergröße und 
keine Mieterausgabe ist. Ein Restwert kann nur dann entscheidungserheblich sein, 
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wenn daraus eine konkrete wirtschaftliche Verwertungsposition entsteht, die dem Ent-
scheider auch tatsächlich zufließt, also dem Mieter. Das ist bei einem Mietverhältnis in 
der Regel nicht der Fall.  

Ein pauschaler Restwertansatz überträgt aber die Eigentumslogik in das Mietmodell 
und durchbricht damit systematisch das klare Rollenverteilungsmodell „Vermieter-Mie-
ter“. Anders formuliert: Man kann eine Miete nicht so behandeln, als hätte man Eigen-
tum erworben.  

Zweitens zu § 7 LHO. Wirtschaftlichkeit verlangt eine methodisch saubere Vergleich-
barkeit. Der Landesrechnungshof stellt in diesem Zusammenhang die Frage, ob die 
Vorgehensweise des IM, sich ausschließlich am Quadratmetermietzins zu orientieren, 
nicht gegen § 7 LHO verstößt. Hierzu ist aus Sicht des IM klarzustellen:  

§ 7 LHO verlangt eine angemessene Wirtschaftlichkeitsuntersuchung, die eine tragfä-
hige Entscheidungsgrundlage schafft. Das geschieht über dokumentierte Wirtschaft-
lichkeitsbetrachtungen, nachvollziehbare Auswahlkriterien und eine Vergleichsrech-
nung, die methodisch konsistent ist. Zentral ist dabei: Wirtschaftlichkeitsuntersuchun-
gen dürfen nicht verzerrt werden. Gerade bei Rechenparametern wie einem Restwert 
hängt alles daran, ob tatsächlich ein wirtschaftlicher Vorteil entsteht oder lediglich rech-
nerisch behauptet wird. Ein Restwertansatz, der im Mietmodell einen Vorteil aufseiten 
des Mieters unterstellt, ohne dass dieser Vorteil tatsächlich rechtlich oder wirtschaftlich 
realisiert wird, führt gerade nicht zu einer besseren, sondern zu einer verfälschten Wirt-
schaftlichkeitsbewertung. Ein methodisch verzerrter Restwertansatz würde die Anfor-
derungen aus § 7 LHO eher gefährden, weil er keine sachgerechte Entscheidungs-
grundlage mehr sicherstellt.  

Wenn man die Restwertbetrachtung analysiert, die im Rahmen des MAB-Verfahrens 
angelegt ist, zeigt sich: Auch dort ist der Restwert gerade kein Vorteil des Mieters. Er 
wirkt nicht unmittelbar auf den Quadratmetermietzins, sondern dient als interne Kalku-
lationsgröße, um die Wirtschaftlichkeit von Neubau-, Sanierungs- oder Fremdanmie-
tungsvarianten vergleichen zu können. Der Restwert wird von einer Wirtschaftsbera-
tungskanzlei auf Grundlage von Daten errechnet, die der BLB als Vermieter vorlegt. 
Das Ressort zahlt dem Vermieter also noch eine für ihn nützliche Restwertberechnung 
und hat keinerlei Einfluss darauf, welche Daten der Vermieter überhaupt vorlegt.  

Unter Einbeziehung des Restwerts legt der BLB aber kein günstigeres Mietangebot 
vor. Der Quadratmetermietzins bleibt für den Mieter ungekürzt. Nach Ablauf der Miet-
laufzeit kann es zwar Überlegungen geben, den Mietzins für eine Anschlussvermie-
tung zu senken, jedoch ist offen, ob und unter welchen Bedingungen dies erfolgt. Zu-
dem besteht keine automatische Pflicht des BLB, den Mietzins nach Amortisierung 
oder aufgrund eines rechnerischen Restwerts abzusenken. Gerade angesichts typi-
scher Instandsetzungsnotwendigkeiten nach Vertragslaufzeit sowie gesetzlicher An-
forderungen in den Bereichen „Klimaschutz“ oder „Arbeitsschutz“ wird davon auszu-
gehen sein, dass der BLB regelmäßig auch nach dem Abschluss eines Mietverhältnis-
ses sagt, er müsse noch Investitionen tätigen, sodass auch eine Anschlussvermietung 
vermutlich nicht günstiger werden dürfte. Der Restwert ist kein sicherer wirtschaftlicher 
Vorteil des Mieters, sondern bleibt Bestandteil der Eigentümer- und Vermieterposition.  
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Der vom LRH geforderte Ansatz ist deswegen aus Sicht des IM aus mehreren Gründen 
nicht tragfähig.  

Zum einen geht es um die Systemwidrigkeit im Vermieter-Mieter-Modell, das auf einer 
klaren Rollen- und Risikotrennung basiert. Der Vermieter trägt Eigentum, Investitions-
risiko, Restwertrisiko und Vermieterpflichten. Der Mieter zahlt den Mietzins als Nut-
zungspreis und hat Mieterrechte. Ein Restwert gehört damit systematisch zur Eigen-
tümerrolle und nicht zur Mieterrolle. Ein pauschaler Restwertansatz im Mietvergleich 
vermischt diese Rollen und ist deswegen systemwidrig.  

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen müssen vergleichbar und methodisch konsistent 
sein. Der LRH-Ansatz ist nicht modellrein, weil er bei einer Mietentscheidung einen 
Eigentumsparameter berücksichtigt, obwohl kein Eigentum erworben wird. Eine ver-
zerrte Vergleichsrechnung ist keine sachgerechte Entscheidungsgrundlage und erfüllt 
damit die Anforderungen des § 7 LHO gerade nicht.  

Besonders kritisch ist, dass der LRH den Restwertansatz nur zugunsten von BLB-An-
geboten fordert, nicht aber bei Drittanmietungen. Das führt zu einer strukturellen Be-
vorzugung des BLB im Wettbewerb. Der Landesrechnungshof selbst fordert, dass sich 
der BLB dem Wettbewerb mit Externen stellen solle. Allerdings würde der Mieter bei 
einem Restwertansatz dem BLB einen unberechtigten Rabatt liefern. Echter Wettbe-
werb setzt gleiche Bewertungsmaßstäbe voraus. Ein echter Wettbewerb wird aus Sicht 
des IM mit dieser Methode gerade verhindert.  

Zudem findet dieser Restwertansatz keine Grundlage im Mietrecht. Nach § 535 ff. BGB 
schuldet der Mieter die Zahlung des Mietzinses, nicht aber eine Beteiligung an der 
Wertentwicklung oder am Restwert. Der Mieter erwirbt keine Vermögensposition, hat 
keinen Anspruch auf den Restwert und trägt kein Restwertrisiko. Einen Restwert als 
wirtschaftlichen Vorteil des Mieters zu fingieren, ist deswegen auch zivilrechtlich nicht 
haltbar.  

§ 7 LHO knüpft an finanzwirksame Maßnahmen an. Der Mietzins ist eine Haushalts-
ausgabe. Ein hypothetischer Restwert ist keine Ausgabe, sondern ein bilanzieller Ver-
mögensposten auf Eigentümerseite. Eine Größe, die keine Haushaltsausgabe ist, darf 
nicht maßgeblich in die Wirtschaftlichkeitsbewertung einer Ausgabenmaßnahme ein-
gestellt werden.  

Warum das IM am Liegenschaftserlass festhält und warum das kein Sonderweg ist. In 
der Diskussion wird gelegentlich der Eindruck vermittelt, dass IM beschreite einen 
Sonderweg, weil es sich dem MAB-Leitfaden des FM nicht angeschlossen hat. – Diese 
Einordnung ist unzutreffend. Der Liegenschaftserlass hat sich seit 2011 in zahlreichen 
Verfahren praktisch und rechtlich bewährt. Er ist in der Landesverwaltung als Grund-
lage für die Umsetzung von Liegenschaftsbedarfen anerkannt. Vor allem bildet er die 
geltende Systemlogik und Rechtslage konsequent ab: klare Rollenverteilung zwischen 
Vermieter und Mieter, Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Auswahlentschei-
dung, echte Wettbewerbsoffenheit zwischen BLB und Drittanbietern, gerichtliche 
Überprüfbarkeit und damit auch Rechtssicherheit. Damit ist der Liegenschaftserlass 
kein Sonderweg, sondern ein rechtssicherer Standard.  
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Zudem ist das Verfahren effizient und verwaltungsarm. Es erfordert keine dauerhafte 
externe Verfahrensstruktur durch externe Stellen oder Lotsen, sondern verbleibt in der 
Zuständigkeit der anmietenden Behörde. Zusätzliche Kosten entstehen nur bedarfs-
orientiert, etwa durch fachliche Begleitung im konkreten Anmietungseinzelfall.  

Schließlich zeigt auch die Umsetzungsbilanz: Der Liegenschaftserlass ermöglicht eine 
hohe Realisierungsquote. Damit ist er nicht nur rechtlich tragfähig, sondern auch in der 
Praxis sehr erfolgreich.  

Zusammenfassend ist festzustellen: Der Restwert ist eine Eigentümergröße und keine 
Mieterausgabe; der Restwertansatz wirkt auf den ersten Blick wie eine Haushaltsklug-
heit, ist rechtlich und tatsächlich aber Modellbruch und Wettbewerbsverzerrung; 
§ 7 LHO verlangt methodisch saubere und nicht verzerrte Vergleichsrechnungen; ein 
selektiver Restwertansatz zugunsten des BLB führt zu Wettbewerbsverzerrung und ist 
rechtlich nicht tragfähig; der Liegenschaftserlass ist kein Sonderweg, sondern eine 
etablierte, rechtlich sichere Standardpraxis. – Danke schön. 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Vielen Dank. – Sie werden festgestellt haben, dass 
wir hier vorne getuschelt haben, und zwar nicht, weil wir dem Bericht nicht zugehört hät-
ten, sondern weil ich mit Blick auf die Uhr feststelle: Wir kommen heute wieder nicht durch.  

(Simon Rock [GRÜNE]: So ist das!) 

15:30 Uhr ist definitiv Deadline, und daran ist auch nicht zu rütteln.  

Wir haben jetzt noch drei Wortmeldungen, die letzte nicht mitgezählt, die Sie, Herr 
Wedel, gerade abgegeben haben.  

(Dirk Wedel [FDP]: Ich hatte vorher schon!) 

– Ja, vorher schon. Ich dachte, Sie wollten jetzt sofort noch einmal nachlegen.  

Erst einmal habe ich eine Bitte. Wir haben Vertraulichkeit hergestellt. Es gibt keine E-Mail-
Verkehre oder Sonstiges. Ich hätte diese Kurzfassung Ihrer Stellungnahme gerne in 
schriftlicher Form – nicht per Mail –, in Papierform, damit alle Fraktionen sie auch noch 
in Papierform unter dem Siegel der Vertraulichkeit bekommen.  

Zweitens – ich gucke in die Runde und hoffe, dass mir alle einen freundlichen Blick 
zuwerfen – mache ich folgenden Verfahrensvorschlag. Mit Blick auf den Kalender 
wäre – die Betonung liegt auf „wäre“ – die nächste Sitzung erst am 17. März. Da dieser 
Punkt, wenn ich das richtig eruiert habe, Frau Fuchs-Dreisbach, auch beim letzten Mal 
schon nicht so zur Diskussion kam, möchte ich diesen Punkt ungern bis zum 17. März 
aufschieben. Deswegen mache ich folgenden Verfahrensvorschlag, der nur funktio-
niert, wenn wir alle uns darüber einig sind – den restlichen Weg des Verfahrens muss 
ich dann absolvieren –, dass wir uns ausnahmsweise vor dem Plenum am Donnerstag 
um – da bin ich schmerzfrei – 08:30 Uhr, 09:00 Uhr, wie Sie möchten, treffen. Das 
funktioniert nur bei Einstimmigkeit.  

(Simon Rock [GRÜNE]: 09:00 Uhr!) 

– Das ist schon mal eine Zustimmung.  
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(Heiterkeit – Simon Rock [GRÜNE]: Verhandlungen!) 

Herr Wedel?  

(Dirk Wedel [FDP]: Passt!) 

– Sagt auch 09:00 Uhr. Herr Börner sagt auch 09:00 Uhr. Was ist mit Herrn Blondin? – 
Herr Blondin kämpft noch mit sich.  

(Marc Blondin [CDU]: Ich könnte das Ganze jetzt sprengen, sage aber 
auch 09:00 Uhr!) 

– Wolltest du um 08:00 Uhr?  

(Marc Blondin [CDU]: Nein! – Heiterkeit) 

Herr Dr. Beucker?  

(Kopfnicken von Dr. Hartmut Beucker [AfD]) 

Dann haben wir an dieser Stelle Einstimmigkeit hergestellt.  

Ich weiß – das ist jetzt mein Weg –: Dafür brauche ich die Genehmigung des Präsi-
denten. Seien Sie gewiss: Die Wege sind kurz,  

(Heiterkeit von Dr. Hartmut Beucker [AfD]) 

und ich werde das sofort auf den Weg bringen – erst einmal mündlich, und dann wer-
den wir das heute auch noch schriftlich hinterherjagen. – Herr Blondin.  

Marc Blondin (CDU): Ich wollte nur der Vorsicht halber sagen, dass wir die Beratun-
gen, die wir jetzt führen und die sehr intensiv sind, dann aber auch noch einmal nicht-
öffentlich führen sollten.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Ja, wir machen an dieser Stelle im gleichen Ver-
fahren weiter, also vertraulich. Wir machen jetzt kein neues Fass auf und beraten am 
Donnerstagmorgen erst wieder über Öffentlichkeit oder Nichtöffentlichkeit und Vertrau-
lichkeit.  

(Simon Rock [GRÜNE]: Am besten eine halbe Stunde!) 

Wir machen exakt an dieser Stelle weiter.  

(Dirk Wedel [FDP]: Ich habe noch einen Hinweis!) 

– Ja, Herr Blondin auch; der wird auf einmal ganz hektisch. – Bitte, Herr Blondin.  

Marc Blondin (CDU): Nein, überhaupt nicht. Ich bekam nur noch einen Hinweis, dass 
wir dann in Fraktionsstärke beraten könnten. Das wäre vielleicht noch …  

(Dirk Wedel [FDP]: Wir entscheiden nichts!) 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Wir entscheiden nichts, daher können wir. Wenn 
Sie allein kommen, ist das auch gut.  
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(Marc Blondin [CDU]: Genau diese Anmerkung bekam ich auch! Des-
wegen wollte ich mich eigentlich gar nicht mehr gemeldet haben!) 

– Wunderbar. Ich nehme Ihnen jetzt den Puls und sage: Wir führen ohnehin keine Ab-
stimmung durch. – Herr Wedel.  

Dirk Wedel (FDP): Eine kurze Sache. Ich halte an meiner Auffassung fest, dass das 
Ganze auch am Donnerstag in öffentlicher Sitzung stattfinden soll. Ich möchte das nur 
noch einmal für das Protokoll erklären. Ich weiß, dass die Mehrheiten anders sind, 
aber ich will es hier noch einmal gesagt haben, um mich später darauf berufen zu 
können.  

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Da wir diese Sitzung ausschließlich unterbrechen 
und sie am Donnerstagmorgen an dieser Stelle weiterführen, habe ich das zur Kennt-
nis genommen, Herr Kollege Wedel, aber es ändert nichts.  

(Dirk Wedel [FDP]: Alles gut!) 

– Gut. Wir verfahren also so. Ich bringe das sofort auf den Weg. Vielen Dank für Ihr 
Verständnis.  

Wir sehen uns alle am Donnerstagmorgen – sind Sie alle sicher, dass 09:00 Uhr 
reicht? – um 09:00 Uhr hier wieder, es sei denn, der Präsident ist böse mit mir und 
genehmigt das nicht.  
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11 Verschiedenes  

hier: Zur Ausschussreise vom 13. bis 17. April 2026 

Vorsitzender Rainer Schmeltzer: Gestatten Sie mir einen letzten Hinweis. An mich 
wurde die Bitte herangetragen, mitzuteilen, wann es konkretere Hinweise zu unserer 
Reise gibt. Wir haben noch keine konkreten Rückmeldungen erhalten. Die Reisepla-
nung inklusive Flugdaten und allem, was dazugehört, steht. Herr Müller wird Ihnen in 
den nächsten Tagen den aktuellen Stand der Dinge, der noch nicht final ist, mitteilen.  

Die Sitzung ist geschlossen.  

gez. Rainer Schmeltzer 
Vorsitzender 

2 Anlagen 
27.02.2026/06.03.2026 
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Beschlussvorschlag zum Beitrag 10 
Jahresbericht 2025 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2024: Gesundheitsmanagement in den Ministerien 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) das 

Gesundheitsmanagement und den Umgang mit langzeiterkrankten 

Beschäftigten bei der Staatskanzlei (StK) und mehreren Ministerien 

geprüft hat. 

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass bei 

den Rahmenkonzepten des Gesundheitsmanagements, der Bedarfs-

ermittlung sowie bei der Ausgestaltung amtsärztlicher Untersuchungen für 

Tarifbeschäftigte Weiterentwicklungsbedarf besteht. 

Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass die StK und die 

Mehrheit der Ministerien die Empfehlungen des LRH zur Aktualisierung 

der Rahmenkonzepte und die Etablierung einer regelmäßigen 

Evaluierung umgesetzt haben. 

Ergänzend nimmt der Ausschuss positiv zur Kenntnis, dass das 

Ministerium der Finanzen (FM) prüft, wie eine rechtssichere Verpflichtung 

von Tarifbeschäftigten zu amtsärztlichen Untersuchungen ausgestaltet 

werden könnte. 

Der Ausschuss erwartet, dass die Landesregierung wie bisher mit 

langzeiterkrankten Beschäftigten menschlich, sensibel und mit Rücksicht 

auf die erkrankten Personen vorgeht. Gleichzeitig müssen die Interessen 

des Landes als Dienstherr unter Berücksichtigung der genannten 

rücksichtsvollen Vorgehensweise gewahrt werden. Vor diesem 

Hintergrund macht der Ausschuss deutlich, dass sich aus dem 

Prüfergebnis Handlungsbedarf im Umgang mit langzeiterkrankten 

Beschäftigten ergibt.  
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Darüber hinaus erkennt der Ausschuss die Vorteile einer 

ressortübergreifenden Zusammenarbeit an, etwa durch die Nutzung 

einheitlicher Handlungsleitfäden und Vorlagen und eine Bündelung von 

Aufgaben, sofern dies wirtschaftlich und organisatorisch sinnvoll 

erscheint. 
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CDU-Landtagsfraktion       22.01.2026 
GRÜNE-Landtagsfraktion 
FDP-Landtagsfraktion 
 
 
Sitzung des 
Ausschusses für 
Haushaltskontrolle 
am 27.01.2025 
 
Beschlussvorschlag zum Beitrag 20 
Jahresbericht 2025 LRH NRW über das Ergebnis der Prüfungen im 
Geschäftsjahr 2024: Denkmalschutz: nicht nachhaltig in der 
Haushaltsführung, nicht zeitnah, nicht bedarfsgerecht und nicht 
landesweit einheitlich 
 
Der Ausschuss begrüßt, dass der Landesrechnungshof (LRH) gemeinsam 

mit den Staatlichen Rechnungsprüfungsämtern Münster und Köln die 

Zuweisungen nach §§ 35 und 36 des Denkmalschutzgesetzes (DSchG 

NRW) geprüft hat. 

Der Ausschuss nimmt als zentrales Prüfergebnis zur Kenntnis, dass das 

Ministerium für Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung (MHKBD) 

in erhöhtem Umfang Verpflichtungsermächtigungen und 

Selbstbewirtschaftungsmittel eingesetzt hat. 

Der Ausschuss stellt des Weiteren fest, dass die Pauschalzuweisungen 

regional unausgewogen waren. Ebenso bestanden Verbesserungs-

notwendigkeiten bei den Verfahren für die Individualförderung.  

Der Ausschuss hält fest, dass ab 2026 alle 396 Gemeinden jeweils eine 

fachbezogene Pauschale zur Förderung von Denkmalpflegemaßnahmen 

vor Ort erhalten.  

Der Ausschuss nimmt wohlwollend zur Kenntnis, dass das MHKBD das 

Verfahren für die Individualförderung durch die Übernahme des 

Antragsverfahren „Nordrhein-Westfalen fördert“ überarbeitet und in 

diesem Zuge die Förderrichtlinien entsprechend weiterentwickelt hat. 

Landtag Nordrhein-Westfalen
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